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DIE GRÜNEN
Friedrichshain-Kreuzberg

Liebe Xhainer*innen,

Und schon wird das wahre Gesicht 
der neuen Regierung sichtbar. Nach 
seiner äußerst fragwürdigen Wahl 
in das Amt des Regierenden Bürger-
meisters stellt sich schnell heraus: 
Wegners Koalitionsvertrag war Beru-
higungspille für die Linken in der SPD 
(die sich in weiten Teilen nicht haben 
blenden lassen) und kann unter der 
Rubrik "Papier ist geduldig" verbucht 
werden: verlängerte Präventivhaft, 
nicht zuletzt als Instrument gegen 
Klimaaktivist*innen, Missachtung 
der Volksentscheide zum Tempelho-
fer Feld und zur Vergesellschaftung 
großer Wohnkonzerne, Weiterbau 
der A 100 - und jetzt soll auch noch 
das Maskulinum als Form für alle* 
Rückkehr in die Verwaltungssprache 
feiern: So sieht Wegners Berlin der 
Zukunft aus. Mit den Folgen dieser 
Wahl beschäftigen wir uns auf den 
nächsten Seiten, unter anderem 
mit einer detaillierten Analyse des 
Koalitionsvertrags aus feministischer 
Sicht. Aber Xhain bleibt anders! Wir 
werden mit all unseren Möglich-
keiten dagegen halten: Auf einer 
Doppelseite fi ndet Ihr die Pläne zur 
Mobiltätswende, es geht um die 
Zukunft des Hermannplatzes, um 
Cannabis, ums Wohnen und vieles 
mehr. Viel Spaß beim Lesen und ei-
nen schönen Sommer wünscht Euch

Eure Redaktion

Wegners BerlinWegners Berlin

 

Nach einem holprigen Start wird Berlin 27. April von einer Koalition von CDU und SPD regiert. Erst im 3. Wahlgang wurde 
der neue Regierende CDU-Bürgermeister Kai Wegner gewählt. Zuvor konnten sich gerade mal 54 Prozent der Berliner 
SPD-Mitglieder zu einem „Ja“ zum Koalitionsvertrag mit der CDU durchringen. 

Inhalt
Die Pläne der neuen Landesregie-

rung lesen sich wie eine klare Absage 
an die progressive, bürgerrechtlich 
orientierte Politik. Gerade für die 
Mobilitätswende, die Mieter*innen 
und den Klimaschutz bietet der Koa-
litionsvertrag wenig gute Aussichten 
für die Stadt. Umso wichtiger ist es, 
dass wir in unserem Bezirk weiterhin 
konsequent progressive Politik voran-
treiben.

Schon im Wahlkampf hat die CDU 
mit Rassismus, Angst und reaktionärer 
Law & Order-Politik um Stimmen ge-
worben. Im neuen Koalitionsvertrag 
findet sich ein ganzes Repertoire an 
Maßnahmen, die ihre Spuren im Be-
zirk hinterlassen werden. So möchte 
die neue Regierung an sogenannten 
kriminalitätsbelasteten Orten wie dem 
Kottbusser Tor die umstrittene Video-
überwachung zulassen. Mit einem 
klaren Bekenntnis zur verdachtsfreien 
Kontrolle durch Polizist*innen, die 
auf „kriminalistischen oder polizei-
lichen Erfahrungswerten basieren“, 
werden sich gerade Menschen aus 
marginalisierten Gruppen in unserem 
Bezirk nicht sicherer fühlen. Ganz im 
Gegenteil erfahren viele Menschen 
hier im Bezirk Rassismus an unter-
schiedlichen Stellen und leider auch 
im Umgang mit der Polizei. Es kann 
nicht sein, dass Menschen aufgrund 
ihres Aussehens oder ihrer Sprache 
diskriminiert werden. Es ist Aufgabe 
der Innensenatorin zu gewährleisten, 
dass das nicht passiert.

Sinnvoller wäre es, die Ressourcen, 
sowohl finanziell als auch personell, 
anders einzusetzen. Zum Beispiel für 
Kontaktbereichsbeamt*innen, die vor 

Ort unterwegs und ansprechbar sind 
und schnell reagieren. Wir müssen 
den öffentlichen Raum anders gestal-
ten und dabei die akuten Problemla-
gen im Blick haben. Statt mit Vide-
oüberwachung müssen wir soziale 
Probleme, wie sie auch rund um den 
Kotti existieren, mit sozialpolitischen 
Lösungen angehen. Obdachlosigkeit 
und Drogenkonsum im öffentlichen 
Raum kennen keine Bezirksgrenze, 
wir brauchen   eine berlinweite Strate-
gie mit Nacht- und Schlafangeboten, 
Drogenkonsumräume und aufsu-
chende Sozialarbeit 

Im schwarz-roten Koalitionsvertrag 
ist viel die Rede davon, die Stadt zu-
sammenzuführen. Gleichzeitig wird 
der Wille der Berliner*innen an vielen 
Stellen aus ideologischen Gründen 
schlicht ignoriert. Ein Volksentscheid 
nach dem anderen wird abgeräumt, 
das Tempelhofer Feld soll bebaut 
werden. Die Umsetzung des Volks-
entscheids zu Vergesellschaftung 
von Wohnungen wird  verschoben 
und das Mobilitätsgesetz mit breiten 
Radstreifen soll geschliffen werden. 
Passend dazu erteilt die neue Berliner 
Verkehrssenatorin von der CDU als 
erste Amtshandlung eine Absage an 
die  Ergänzungen des Mobilitätsge-
setzes zum Wirtschaftsverkehr. Im 
Koalitionsvertrag beschwören SPD 
und CDU ein Miteinander im Stra-
ßenverkehr, das sich statt einer fairen 
Verteilung des öffentlichen Raums 
wie ein zurück in die autozentrierte 
Stadt des letzten Jahrtausends liest. 
Konkret geplante Straßenbahnen, 
wie die Verlängerung der M 10 von 
Friedrichshain durch Kreuzberg und 

Neukölln zum Hermann Platz werden 
gestoppt. Und Fehlanzeige bei Tem-
po 30, Verkehrsberuhigung, mehr 
Sicherheit für Fußgänger*innen und 
Radfahrer*innen. Damit wird statt 
Zusammenführung die Spaltung der 
Stadtgesellschaft vorangetrieben.

Öffentlicher Raum 
für alle

Eine neue Regierung muss sich den 
Realitäten in der Stadt stellen, auch 
den politischen. Ja, der Klimavolksent-
scheid hat das Quorum nicht erreicht, 
aber dennoch hat die Mehrheit der 
Berliner*innen für mehr Klimaschutz 
gestimmt. Was haben CDU und SPD 
zum Klimaschutz zu melden? Zum 
Benzingeruch in der Verkehrspolitik, 
kommt Beton beim Bauen dazu. Ein 
5 Milliarden Sondervermögen für 
Klimaschutz hört sich erstmal gut an. 
Doch wenn es konkret wird, bleibt 
immer der Klimaschutz auf der Stre-
cke. Schon jetzt macht sich die neue 
Regierung auf den Weg, ökologische 
Vorgaben beim Bauen einzudampfen: 
keine Solarpflicht, keine grünen Dä-
cher oder Fassaden. 

Auch eine Absage an den verkehrs- 
und klimapolitischen Wahnsinn des 
Weiterbaus der A100 durch unseren 
Bezirk von schwarz-rot erfolgt nicht. 
Ganz im Gegenteil: Zur Freude der 
CDU/SPD Autopolitik kann der Auto-
bahnwahnsinn nun weiter vom FDP 
Bundesverkehrsminister vorangetrie-
ben werden. Für den Klimaschutz und 
unseren Bezirk ist das katastrophal. 
Die Betonschneise A 100 wird gan-

ze Kieze in Friedrichshain zerstören, 
Clubs und Gewerbetreibende platt 
machen. In einer klimafreundlichen 
Stadt für alle werden keine neuen Au-
tobahnen gebaut, sondern der Raum 
genutzt für mehr Parks, bezahlbares 
Wohnen und Gewerbe, sowie leben-
dige und alternative Kiezkultur.   

Die Friedrichshain-Kreuzberger*in-
nen wünschen sich mehr grüne Parks 
statt graue Parkplätze, mehr Kiez-
blocks statt Autobahnen, mehr be-
zahlbaren Wohnraum statt Profite für 
die Immobilienlobby. 

Progressiv, grün, solidarisch

Seit Jahren sind wir in Friedrichs-
hain-Kreuzberg Vorreiterin in Berlin, 
wenn es um die Umverteilung des öf-
fentlichen Raums und die Mobilitäts-
wende geht. Mit der Verstetigung von 
Pop-Radwegen, der Errichtung von 
Kiezblocks, neuen Fahrradstraßen, 
Fahrradbügeln und mehr Platz zum 
Verweilen im öffentlichen Raum, hat 
sich in unserem Bezirk viel getan. 

Daran werden wir anknüpfen und 
weiterhin progressive Politik für Fried-
richshain-Kreuzberg machen. Wo es 
geht und Straßenzüge der bezirklichen 
Planung obliegen, werden wir weiter 
Kieze vom Durchgangsverkehr be-
freien und die Verkehrsberuhigung im 
Bezirk vorantreiben. Wir werden mehr 
Tempo beim Klimaschutz machen: mit 
mehr Solaranlagen auf den Dächern, 
mit Klimastraßen und grünen Oasen 
für einen lebenswerten Bezirk.

Xhain bleibt anders! 

 Foto: Henry Arnold

Fortsetzung auf Seite 2

Sackgasse A100! Ansicht vom sogenannten Streckenabschnitt 16, auf dem bald die Autos rollen sollen.
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Bezirksbürgermeisterin Clara Herrmann 

Foto: Erik Marquardt

Silvia Rothmund, 
Bezirksverordnete

Fortsetzung Artikel von Seite 1

Clara Herrmann, 
Bezirksbürgermeisterin

 

Wir stellen die Mieter*innen in 
den Mittelpunkt, nicht Interessen 
von Immobilienspekulant*innen. 
So werden wir bei Karstadt am 
Hermannplatz weiterhin klare Po-
sition gegen die Umsetzung von 
Investor*innenplänen beziehen. Uns 
geht es um die Bedürfnisse der Nach-
barschaft, nicht um Gewinnmaximie-
rung von Konzernen. 

Wir haben erkannt, dass Berlin eine 
progressive Drogenpolitik braucht. 
Wenn der Senat Berlin nicht zur Mo-
dellregion für den legalen Verkauf von 
Cannabis macht, machen wir es eben 
selbst und  stehen als Modellbezirk für 
das Legalisierungsprojekt der Bundes-
regierung zur Verfügung.

Der Koalitionsvertrag von CDU und 
SPD ist ein klarer Auftrag, und zwar 
für uns als Grüne: Wir können und 
müssen zeigen, was im Bezirk möglich 
ist und im Land möglich wäre. Pro-
gressive und inklusive Politik, die die 
Menschen in den Mittelpunkt stellt, 
nicht die Autos, nicht Beton, nicht 
die Angst. Unser Versprechen: Xhain 
bleibt anders! 

Wir geben das Hanf frei!
Mit der Entkriminalisierung gehen wir einen ersten Schritt hin zur Legalisierung

Bald hat die Kriminalisierung von 
Cannabis-Konsument*innen endlich 
ein Ende: Die Ampelfraktionen wol-
len den Besitz zum Eigenverbrauch 
entkriminalisieren: Ein Schritt, der 
überfällig ist. Allein 2022 gab es 
über 170.000 Strafverfahren wegen 
illegalen Besitzes geringer Mengen – 

dem Schwarzmarkt gedeckt werden 
kann, wird auch die Organisierte Kri-
minalität  finanziell gestärkt. 

Wie mein Vorgänger Hans-Chri-
stian Ströbele habe ich mich deswe-
gen dafür eingesetzt, dass die Krimi-
nalisierung endlich ein Ende hat. Viele 
Jahre haben wir Grüne im Bundestag 
dafür gekämpft und es ist uns gelun-
gen, die Entkriminalisierung im Koali-
tionsvertrag zu verankern. Nach lan-
gem Ringen hat die Bundesregierung 
nun endlich einen entsprechenden 
Gesetzentwurf in die Ressortabstim-
mung gegeben.

Wie von uns gefordert, wird der 
Besitz von bis zu 25 Gramm Can-
nabisblüten oder -harz sowie der 
Eigenanbau von bis zu drei Pflanzen 
legalisiert. 

Während damit für einige bereits 
das Ziel erreicht ist, möchten andere 
wesentlich weiter gehen. Sie sagen zu 
Recht: Wenn jeder sein eigenes Bier 
brauen müsste, so würde es für Bier 

Canan Bayram, 
Mitglied des Bundestages

Friedrichshain-
Kreuzberg als 

Cannabis-Modellregion

 

Unser Bezirk war schon bei vielen politischen Projekten 
und Vorhaben Vorreiter. Das soll auch bei der geplanten 
Cannabis-Legalisierung so sein. Die Zeit ist reif für eine 
progressive Drogenpolitik.

„Gebt das Hanf frei! – Und zwar 
sofort!“ sagte Hans-Christian Ströbe-
le vor 20 Jahren auf der Hanfparade. 
Damals hielt die Polizei einen Demo-
wagen der Grünen Jugend an, weil 
dieser mit Nutzhanf dekoriert war. 
Schon immer war der Kampf für die 
Legalisierung nicht nur eine Frage der 
Freiheit, sondern vor allem eine Frage 
der Gerechtigkeit. 

Jetzt hat die Ampel-Regierung 
auf Bundesebene Eckpunkte für die 
geplante Cannabis-Legalisierung 
vorgelegt. Der Plan besteht aus zwei 
Säulen: Erstens soll ein Gesetzentwurf 
zum Besitz, Eigenanbau und nicht-
kommerziellen Erwerb von Cannabis 
vorgelegt werden. Zweitens soll der 
Verkauf von qualitätsgeprüftem und 
zertifiziertem Cannabis als Genuss-
mittel aus kommerziellem Anbau in 
lizenzierten Fachgeschäften in einzel-
nen Modellregionen erfolgen. Diese 
sind auf fünf Jahre befristet und wer-
den wissenschaftlich begleitet. 

Die zweite Säule war erforderlich, 
weil die tief verankerte Stigmatisie-
rung der Hanfpflanze bis in europä-
isches und internationales Recht de-
ren  Legalisierung schwieriger macht 
als lange erhofft. 

Der Weg zur 
Modellregion

Damit Berlin oder zumindest Fried-
richshain-Kreuzberg eine solche Mo-
dellregion wird, haben wir als bünd-
nisgrüne Fraktion einen Antrag in 
die Bezirksverordnetenversammlung 
(BVV) eingebracht. Er fordert das 
Bezirksamt auf, sich  gegenüber allen 
relevanten Stellen dafür einzusetzen. 
Der Antrag wurde am 26. April von 
der BVV beschlossen. Dass die CDU-
Fraktion fast geschlossen gegen den 
Antrag stimmte, nährt aber die Be-
fürchtung, dass sich die neue kleine 
schwarz-rote Koalition auf Landes-
ebene eher nicht für die Cannabis-
Legalisierung einsetzen wird. Umso 
wichtiger ist und bleibt der politische 
Druck aus den Bezirken.

Bereits 2013 hat die BVV Fried-
richshain-Kreuzberg einen Antrag für 
ein Modellprojekt zur kontrollierten 

Abgabe von Cannabis beschlossen. 
Damit sollte der gescheiterten Pro-
hibition entgegengetreten werden. 
In der Folge hat das Bezirksamt mit 
Monika Herrmann einen Antrag beim 
Bundesamt für Arzneimittel und Me-
dizinprodukte auf die regulierte Ab-
gabe von Cannabisprodukten in einer 
lizenzierten Abgabestelle gestellt. 
Das Land Berlin zog 2019 nach und 
stellte ebenfalls einen solchen Antrag. 
Doch die restriktive Verbotspolitik der 
früheren unionsgeführten Bundes-
regierungen hat eine Legalisierung 
– ebenso wie ein Modellprojekt – 
bislang verhindert.

Dabei ist klar: Repressive Ansätze 
wie die „Null-Toleranz-Politik“ des 
ehemaligen CDU-Innensenators Hen-
kel zeigen keine Erfolge und führen zu 
unerwünschten Verdrängungseffek-
ten der sogenannten „Szene“. Auch 
ist die Jagd von Konsument*innen 
weder zielführend noch wirkt sie 
präventiv. Sie trifft die Falschen, und 
kostet Polizei und Justiz Millionen. 
Den Schwarzmarkt beeindruckt das 
Null. In der aktuellen Situation gibt es 
also nur Verlierer*innen.

Gescheiterte 
„Null-Toleranz-Politik“ 

Mit bundespolitischem Rücken-
wind wollen wir jetzt einen neuen 
Anlauf unternehmen, dass Berlin bzw. 
der Bezirk Modellregion für die Can-
nabis-Legalisierung wird. Eine pro-
gressive Drogenpolitik ermöglicht die 
regulierte Abgabe, stärkt Prävention 
und setzt auf Jugend- und Gesund-
heitsschutz statt auf Stigmatisierung 
und Kriminalisierung. Sie ist auch eine 
Frage der Gerechtigkeit. Gut also, 
dass sich auch unsere Bezirksbürger-
meisterin Clara Herrmann sogleich 
für den Bezirk als Modellregion aus-
gesprochen hat. Den entsprechenden 
Gesetzentwurf hat Bundesgesund-
heitsminister Karl Lauterbach für nach 
der Sommerpause angekündigt. Wir 
bleiben dran!

Grau statt Grün?
Wie geht es weiter mit der Stadtnatur, dem Naturschutz, der Umwelt- und Naturbildung und der 
Ernährungspolitik unter Schwarz-Rot?

In den kommenden drei Jahren 
wird ein schwarz-roter Senat in Berlin 
regieren. Als Senatorin für Mobilität, 
Verkehr, Klimaschutz und Umwelt 
wurde Manja Schreiner (CDU) verei-
digt. Sie war bisher Cheflobbyistin der 
Baubranche (Geschäftsführerin des 
Arbeitsgeberverbandes Fachgemein-
schaft Bau Berlin und Brandenburg 
e.V.) und stellvertretende Landesvor-
sitzende der CDU Berlin. In der Presse 
wird sie als ausgleichende Person be-
schrieben, die sich allerdings nur we-
nig zu den nun von ihr verantworteten 
Themen eingelassen hat. Es war leider 
erwartbar, dass die Spitze der Senats-
verwaltung auch symbolisch besetzt 
wird. Nach Bettina Jarasch und einem 
Wahlkampf, bei dem wir Grüne vor 
allem für unsere Verkehrspolitik ange-
griffen wurden, ist dies eine logische 
Wahl. Es kann davon ausgegangen 
werden, dass die neue Senatorin in 
den Bereichen Stadtnatur, dem Natur-
schutz, der Ernährungspolitik und der 
Umwelt- und Naturbildung sehr eng 
das bearbeiten wird, was mit der SPD 
in den Koalitionsgesprächen verein-
bart wurde. Das wäre gut so!

Im letzten Koalitionsvertrag, den die 
SPD und CDU im Jahr 2011 verhan-

delt haben, wurden viele der genann-
ten Themen noch nachrangig be- und 
verhandelt. Mit der Regierungsbetei-
ligung von uns Grünen hat sich dies 
verändert, wir haben dafür gesorgt, 
dass es eine Richtschnur gibt, hinter 
die die neuen Koalitionspartner*innen 
nicht mehr zurückfallen sollten. Ge-
nauso liest sich der Koalitionsvertrag. 
Die allermeisten Ziele und Projekte, 
die wir in den RGR Vertrag verhandelt 
haben, werden von der neuen Koa-
lition aufgegriffen und genannt – so 
wird die Ernährungsstrategie ebenso 
wie die Strategie zur biologischen 
Vielfalt fortgeführt, die bezirklichen 
Grü nflächen-, Umwelt- und Natur-
schutzämter sollen gestärkt werden 
und mehr Bäume gepflanzt werden. 

Wenig Verbindliches im 
Koalitionsvertrag 

Bei allen Punkten ist allerdings au-
genfällig, dass es durchweg weniger 
Festlegungen und häufig weichere 
Formulierungen wie „soll erreicht 
werden“, „wird angestrebt“ gibt. Bei 
den meisten Punkten erreichen sie die 
Richtschnur, haben aber keine Ideen 

Dr. Turgut Altug,
Mitglied des Abgeordnetenhauses

oder Konzepte, um selbst zu gestalten. 
Dennoch wäre es gut, wenn das durch 
uns für Berlin Erreichte nicht rückgän-
gig gemacht werden würde.

Eine Fehlstelle ist, dass Schwarz-
Rot kein Wort zur Charta für Berliner 
Stadtgrün schreibt und diese somit 
in den kommenden drei Jahren wohl 
auch nicht verabschiedet wird. Wir 
Grünen haben in den vergangenen 
Jahren immer wieder versucht, die 
Senatsvorlage zur Charta im Abgeord-
netenhaus zu verabschieden. Leider 
ist dies bisher nicht gelungen, obwohl 
es in beiden Koalitionsvereinbarungen 
von R2G (2016) und RGR (2021) 
vereinbart und von rot-roten Senats-
mitgliedern mitbeschlossen wurde. 
Erst gab es Widerstände aus Reihen 
der SPD und dann von den Linken. 
Wir werden uns aber im Parlament 
weiterhin für die Verabschiedung der 
Charta einsetzen.

Lasst uns also dafür kämpfen, dass 
wir in drei Jahren die Wahl gewinnen 
und diese Stillstands- und Rückschritts-
koalition nur eine kurze Episode in der 
Geschichte Berlins bleibt.

einen enormen Schwarzmarkt geben. 
Richtig ist: Nur legale Vertriebswege 
können den Schwarzmarkt tatsäch-
lich zurückdrängen. Für all die, die 
ähnlich wie beim Kauf von Alkohol 
hochwertige, professionell hergestell-
te Produkte erwerben wollen, deren 
Inhaltsstoffe und Wirkstoffgehalt 
ausgewiesen sind, kommen die ange-
kündigten Cannabis Social Clubs und 
regionalen Modellprojekte in Frage. 
Diese werden den legalen Ankauf für 
Erwachsene zumindest eingeschränkt 
ermöglichen.

Legale Vertriebswege werden 
weiter gebraucht

Das ist zwar eine Verbesserung 
zur bisherigen Lage, die umfassende 
Zurückdrängung des Schwarzmarkts 
wird so aber nicht gelingen.

In Kanada und Kalifornien wird 
schon heute erfolgreich vorgelebt, 
wie eine kontrollierte Abgabe an 
Erwachsene aussehen kann. Dort 
hat sie zu einer Zurückdrängung des 
Schwarzmarktes geführt, ohne zu 
einem Anstieg des Konsums in der 
Bevölkerung zu führen. Dies sollte uns 
als Vorbild dienen.

Auf Entkriminalisierung muss 
Rehabilitierung folgen

Den angekündigten Gesetzent-
wurf der Bundesregierung werden wir 
uns als grüne Bundestagsfraktion im 
parlamentarischen Verfahren genau 
ansehen und uns konstruktiv einbrin-
gen, um insbesondere eine schnelle 
Umsetzung dieser ersten Schritte zu 
gewährleisten. Besonders wichtig ist 
mir auch die nachträgliche strafrecht-
liche Rehabilitierung all derer, die in 
den letzten Jahren zu Unrecht krimi-
nalisiert wurden. 

Ich halte darüber hinaus aber wei-
terhin an dem Ziel fest, flächen-
deckende legale Vertriebswege für 
Erwachsene zu eröffnen und werde 
mich dafür auch in Zukunft im Deut-
schen Bundestag einsetzen. 

das entspricht einem Verfahren alle 
3 Minuten. Das repressive Vorgehen 
hat die Ressourcen von Polizei und 
Justiz belastet und nicht zu weniger 
Konsum geführt – sie gilt also zu 
Recht als gescheitert. Es ist inzwi-
schen hinreichend kriminologisch 
erforscht, dass die strafrechtliche 
Verfolgung bei Cannabis keine soge-
nannte „Lenkungswirkung“ erzielt. 
Das Strafrecht ist nicht das geeignete 
Mittel, um Menschen vom Cannabis-
Konsum abzuhalten. Cannabis ist 
trotz jahrzehntelanger Prohibition  die 
am häufigsten konsumierte illegale 
Droge. 

Folgenschwere 
Repressionspolitik

Die Kriminalisierung der Konsu-
ment*innen hat zudem Folgepro-
bleme geschaffen: Durch die Verfüg-
barkeit auf dem Schwarzmarkt sind  

Qualitätskontrollen und wirksamer Ju-
gendschutz unmöglich. Während der 
Konsum von Alkohol und Zigaretten 
bei Minderjährigen durch Präventi-
onsarbeit, Werbeverbote und Besteu-
erung konstant abnimmt, nimmt der 
Cannabis-Konsum seit 2011 kontinu-
ierlich zu. Da die Nachfrage  nur aus 

Foto: Lukas Probst
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Der schwarz-rote Frontalangriff 
auf die Bürger*innenrechte

Dass die Wahl von Kai Wegner zum 
neuen Regierenden Bürgermeister ver-
mutlich mit Stimmen der AfD erfolgte, 
war ein denkbar schlechter Start für 
die neue Landesregierung. Mit Blick 
auf den neuen Koalitionsvertrag ist 
zu befürchten, dass dies nicht der 
einzige Dammbruch unter Schwarz-
Rot bleiben wird. Der schrittweisen 
Liberalisierung in der Innen- und 
Sicherheitspolitik unter Rot-Grün-Rot 
wird nun ein harter Law-and-Order-
Kurs entgegengesetzt. Es droht ein 
konservativ-autoritärer Rollback in 
Fragen der Inneren Sicherheit. 

Populismus und 
Wissenschaftsfeindlichkeit

Seit Jahrzehnten gibt es in der 
Innenpolitik einen Trend, alle ge-
sellschaftlichen oder sozialen Pro-
bleme mit mehr Polizei und deren 
Aufrüstung beantworten zu wollen. 
Schwarz-Rot in Berlin steht dem in 
nichts nach: So sollen „unverzüglich, 
dauerhaft und flächendeckend“ Bo-
dycams bei Polizei, Feuerwehr und 
sogar beim Ordnungsamt eingeführt 
werden. Eine wissenschaftliche Evalu-
ation, die bisher sogar gesetzlich fest-
geschrieben ist, wird zur Makulatur. 
Hauptargument ist der deeskalative 
Effekt, der Einsatzkräfte vor Über-
griffen schützen soll. Ein sinnvolles 
Anliegen, aber stimmt das über-
haupt? Wenn man sich die Studien 
aus anderen Bundesländern anschaut, 
ergibt sich ein anderes Bild: In Sach-
sen-Anhalt hat man Anhaltspunkte 
dafür gefunden, dass der Einsatz der 
Bodycam zu einer Eskalation in der 
Einsatzsituation führen kann. Auch 
Thüringen und Nordrhein-Westfalen 
kommen zu differenzierten Ergebnis-
sen. Auf meine schriftliche Anfrage 
im Abgeordnetenhaus, kann auch die 
Innenverwaltung keine Nachweise 

erbringen. Es reiche ja, dass die Po-
lizeigewerkschaften das fordern. Das 
ist ein Abschied von der Sachdebatte 
und damit eine vertane Chance. 

Gefährliche Aufrüstung

Auch Taser, also Elektroschock-
pistolen, sollen zum Standard für 
den Streifenpolizist*innen werden. 
Man schließe somit die Lücke zwi-
schen Pfefferspray, Schlagstock und 
Schusswaffe lautet das Argument. 
Gleichzeitig soll jedoch die gesetz-
liche Einsatzschwelle für den Taser 
gesenkt werden und damit der Einsatz 
eben nicht nur als Alternative zur 
Schusswaffe möglich sein. Gerade 
Menschen unter Drogeneinfluss oder 
in psychischen Ausnahmezuständen 
sollen damit außer Gefecht gesetzt 
werden. Dabei verkennt Schwarz-Rot 
das Dilemma, dass genau bei diesen 
Personengruppen der Tasereinsatz die 
größten gesundheitlichen Folgeschä-
den haben kann, die sogar bis zum 
Tod führen können. 

Mehr Überwachung

Damit nicht genug: „Videoschutz“, 
eine kreative Wortneuschöpfung, die 
einen massenhaften Eingriff in Grund-
rechte verharmlost und Bürger*innen 
in bestimmten Kiezen unter General-
verdacht stellt, soll ausgerollt werden. 
Studien belegen, dass dieser oftmals 
lediglich zu Verdrängungseffekten 
führt. Der große Lauschangriff wird 
durch die Ausweitung der Quellen-
Telekommunikationsüberwachung 
(TKÜ) und der Online-Durchsuchung 
fortgesetzt. Heißt konkret: Die Polizei 
soll einfacher Handys und Computer 
ausspionieren können und soll dafür 
auch gezielt Sicherheitslücken nutzen 
können, um sich in die Geräte hacken 
zu können. Dass Sicherheitslücken ge-
nauso von Kriminellen genutzt werden 
können, bleibt ein unbedachtes Sicher-

heitsrisiko. All diese Vorhaben haben 
fragwürdige Gewinne für die tatsäch-
liche Sicherheit, sind massive Eingriffe 
in Grundrechte – und zwar vor allem 
von unbeteiligten und unschuldigen 
Bürger*innen und werden den Staat 
Millionenbeträge kosten. Wenn das 
die Antworten auf die Ereignisse der 
Silvesternacht sein sollen, dann rau-
schen sie meilenweit an den Ursachen 
und tatsächlichen Handlungsbedarfen 
vorbei. Die Law-and-Order-Fraktion 
klatscht – evidenzbasierte Innenpolitik 
sieht jedoch anders aus.

Abstriche bei den 
Bürger:innenrechten

Apropos Evidenz, in Berlin haben 
wir noch unter Rot-Rot-Grün eine 
Polizeistudie in Auftrag gegeben, 
die im vergangenen Jahr vorgestellt 
wurde. Die Studie schildert sachlich 
und unemotional Handlungsempfeh-
lungen im Umgang mit strukturellem 
Rassismus und Herausforderungen im 
Polizeialltag: Von mehr Kommunika-
tionstraining in der Ausbildung über 
die Stärkung der Transparenz bis hin 
zum Ausbau der Supervision, also der 
professionellen und psychologischen 
Nachbereitung von schwierigen bis 
traumatisierenden Einsätzen. Durch-
aus viele Maßnahmen, die sowohl die 
Einsätze für das polizeiliche Gegenü-
ber als auch die Arbeitsbedingungen 
der Polizist*innen verbessern wür-
den. Dazu verliert Schwarz-Rot kein 
Wort. Genauso wenig übrigens wie 
zum gesetzlichen Verbot von Racial 
Profiling oder der Einführung von 
Kontrollquittungen, die Betroffenen 
transparent machen soll, warum sie 
von der Polizei kontrolliert wurden. 
Beide Projekte waren unter Rot-Grün-
Rot bereits vereinbart, doch werden 
jetzt über Bord geworfen. Transpa-
renz und Nachvollziehbarkeit polizei-
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lichen Handelns ist jedoch essentiell, 
wenn das Ziel ist das  Vertrauen in 
die Sicherheitsbehörden zu stärken. 
Vor allem für benachteiligte, margi-
nalisierte oder diskriminierte Gruppen 
ist dieser Koalitionsvertrag ein Schlag 
ins Gesicht. Die Durchgriffsrechte 
der Polizei sollen stattdessen sogar 
ausgeweitet werden. Der Präventiv-
gewahrsam, also eine Haft ohne dass 
man eine Straftat begangen hat, soll 
von zwei auf fünf Tage ausgeweitet 
werden. Doch damit nicht genug, die-
se Regelung, die ursprünglich mal zur 
Bekämpfung von Terrorismus in die 
Polizeigesetze geschrieben wurde, soll 
nämlich vor allem im Kontext der Stra-
ßenblockaden der Letzten Generation 
angewendet werden. Mit Rechtsstaat-
lichkeit hat das wenig zu tun!

Rechtspopulistischer Kurs

Mein Fazit: Schwarz-Rot schlägt mit 
diesem Koalitionsvertrag einen rechtspo-
pulistischen Kurs ein und legt die Axt 
an grundlegende Bürger*innenrechte 
– und das alles für Maßnahmen, die 
teilweise schon als verfassungswid-
rig erklärt wurden (Quellen-TKÜ), 
deren Wirksamkeit nicht belegt ist 
(Bodycams, „Videoschutz“) oder die 
mehr Schaden als Nutzen anrichten 
dürften (Taser). Selbst, wenn man nun 
wohlwollend den Versuch zugestehen 
würde, diese Maßnahmen umzusetzen, 
ist der Sicherheit damit nicht gedient. 
Denn jeder Euro, der in diese Maßnah-
men gesteckt wird, fehlt an anderer 
Stelle. Sei es für Prävention,  soziale 
Infrastruktur, Verkehrssicherheit bis 
hin zur klimagerechten Sanierung der 
Polizei- und Feuerwehrwachen. Drei-
einhalb Jahre schwarz-rote Innenpolitik 
dürften die Stadt in jeder Hinsicht teuer 
zu stehen kommen.

Vasili Franco,
Mitglied des Abgeordnetenhauses

Stadtentwicklung von gestern

Statt klimagerechter, sozialer und 
kooperativer Stadtentwicklung setzt 
der neue Senat hauptsächlich auf Be-
ton. Der schwarz-rote Koalitionsver-
trag beinhaltet viele Rückschritte im 
Bereich der Stadtentwicklungspolitik.

 
Signa

Einer der Großinvestoren, die be-
sonders durch CDU und SPD profitie-
ren werden, heißt Signa. Gleich drei 
Bauprojekte werden im Koalitions-
vertrag genannt. Neben Kurfürsten-
damm und Hermannplatz wird jetzt 
auch die Müllerstraße hervorgehoben, 
an der Signa seit kurzem Anteile hat. 
Insgesamt kommen CDU/SPD dem 
Immobilienkonzern Signa, der in Ös-
terreich wegen Korruptionsverdachts 
angeklagt ist, sehr entgegen. Es ist zu 
befürchten, dass die Bebauungspläne 
vom neuen Senat jetzt schnell auf 
den Weg gebracht werden und Signa 
Baurecht in Aussicht gestellt wird. 
Gerade für den geplanten Umbau 
von Karstadt am Hermannplatz droht, 
dass der Senat dem Konzern maximal 
entgegen kommt. Signas Geschäfts-
modell beruht auf Aufwertung und 
einer maximalen Verwertung von 
Immobilien. Das der CDU/SPD-Senat 
Signas Großprojekte in Berlin jetzt 
weiter beschleunigen will, spielt dem 
Konzern finanziell in die Karten – ge-
rade auch vor dem Hintergrund stei-
gender Zinsen und Baukosten.

A100
Im schwarz-roten Vertrag fehlt 

auch eine Absage an die Verlänge-
rung der A100 durch Friedrichshain 
bis Prenzlauer Berg. Das ist fatal. 

Denn gerade hier wäre Platz für Grün- 
und Freiflächen, für Clubs und Kultur, 
für Sport und soziale Infrastruktur 
- und natürlich auch für bezahlbaren 
Wohnraum.  Ganz abgesehen davon, 
dass der Bau durch dichtbebaute und 
belebte Kieze Friedrichshains das Le-
ben tausender Friedrichshainer*innen 
über Jahre hinweg und darüber hinaus 
auf Dauer extrem belasten würde. 
Und das Geld verbrannt würde, das 
für wirklich sinnvolle Verkehrsprojekte 
und Klimaschutz dringend gebraucht 
würde.

Rückschritte von CDU und SPD in der Stadtentwicklung. Egal ob bei der geplanten Bebauung des Tempelhofer Felds, dem Umbau von Karstadt am Hermannplatz oder 
mehr Versiegelung bei Bauvorhaben – der Koalitionsvertrag von CDU und SPD setzt auf vielen Ebenen falsche Prioritäten. 

Das Tempelhofer Feld
Mit der geplanten Bebauung des 

Tempelhofer Felds wenden sich CDU 
und SPD gegen einen erfolgreichen 
Volksentscheid, der genau das ver-
hindert hat. Dabei opfern sie wichtige 
städtische Grün-, Natur- und Erho-
lungsflächen, die auch für das Stadtkli-
ma wichtig sind. Auch Konzerte wären 
dann wegen Lärmschutz kaum noch 
möglich. Aus diesen Gründen lehnen 
wir weiterhin eine Bebauung der Rän-
der ab. Es kommt ja auch niemand 
auf die Idee, den Central Park in New 

York oder den Berliner Tiergarten zu 
bebauen. 

Zunehmende Versiegelung
Mit Schwarz-Rot droht, dass immer 

mehr Flächen durch Bebauung ver-
siegelt werden. Ökologische Kriterien 
fehlen dazu im Koalitionsvertrag. Und 
auch beim Thema Nachverdichtungen 
zählt für die Koalitionäre nur die ein-
fachste Lösung statt der Besten. Das 
ist gut für Investoren, aber schlecht 
für Kieze und Klima. Dazu passt, dass 
das rot-grün-rote Ziel der Netto-Null-

Hermannplatz von oben Foto: Henry Arnold

Julian Schwarze, 
Mitglied des Abgeordnetenhauses

Versiegelung bis 2030 komplett ge-
strichen wurde. Schwammig bleibt die 
neue Koalition beim Punkt, wie stark 
die Bezirke durch zentrale Vorgaben des 
Senats in ihrem Handlungsspielraum 
eingeschränkt werden sollen. Klar ist, es 
wird auch weiterhin Neubau gebraucht. 
Aber wenn gebaut wird, dann muss das 
auf bereits versiegelten Flächen erfol-
gen. Hier gibt es riesige Potenziale, die 
CDU und SPD rechts liegen lassen. 

Stadtentwicklung von oben
Hinzu kommt, dass das Richtige 

gebaut werden muss, also preiswerter 
Wohnraum statt teuren Apartments. 
Fatalerweise wollen CDU und SPD 
Investoren nicht zu mehr Sozialwoh-
nungsbau verpflichten, wie es noch 
rot-grün-rot vorgesehen hatte, ob-
wohl gerade hier der Mangel ein Rie-
senproblem ist. Weiter offen bleibt 
der Streit, wie die Stadt von Morgen 
aussehen soll. Insbesondere in Berlins 
historischer Mitte, am Molkenmarkt 
und drumherum, gibt es weiterhin 
starke Fürspecher*innen für eine hi-
storisierende Stadtentwicklung. Einher 
geht das mit der Frage, ob wieder 
Landesgrundstücke an private Dritte 
abgegeben sollen und z.B. fragwürdige 
Stiftungen zum Zug kommen könnten. 
Eine Entwicklung, die wir ablehnen. 
Auch die Beteiligung von Bürger*innen 
bei Bauprojekten kommt im Koalitions-
vertrag zu kurz. Auch das ein Rück-
schritt. Dabei brauchen wir dringender 
denn je eine kooperative Stadtentwick-
lung mit und für die Berliner*innen.
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Der schwarz-rote Koalitionsvertrag:
eine feministische Wunschliste?

Ein Blick in den schwarz-roten Koalitionsvertrag („KoaV“) verheißt im Bereich Gleichstellung zunächst einmal erstaunlich viel Gutes: Viele grüne Themen, gar eine 
grüne Handschrift findet sich im neuen KoaV wieder. Bei genauerem Hinsehen aber stellt sich die Frage: Ist das noch seriöse Politik oder ein großes „Wünsch-dir-was“?

Zeit für eine genaue Analyse – beginnend mit einer Wortsuche – und voi-
là: Feminismus bzw. feministisch taucht ganze zwei Mal im KoaV zwischen 
CDU und SPD auf. Einmal mehr sogar als noch im rot-grün-roten Vertrag: 
Von 2023 bis 2026 möchten sich CDU und SPD „dem weltweit erstarkenden 
Antifeminismus“ entgegenstellen. Außerdem sollen „feministische und queere 
Perspektiven in den Kultureinrichtungen“ gestärkt werden. Der Abschnitt zur 
„Regenbogenhauptstadt“ liest sich wie eine Wunschliste queer-feministischer 
Organisationen. Folgerichtig erklärte der Berliner Lesben- und Schwulenver-
band den schwarz-roten Koalitionsvertrag zum „queer-politischen Aufbruch“.

Auch intersektionaler Gleichstellung widmen sich Christ- und Sozialdemo-
krat*innen. Intersektionalität bedeutet, dass verschiedene Diskriminierungs-
merkmale gemeinsam betrachtet werden und anerkannt wird, dass etwa Wo-
men of Color oder Frauen mit Behinderung für eine gleichberechtigte Teilhabe  
höhere Hindernisse überwinden müssen als weiße Frauen ohne Behinderung. 
Der Absatz im neuen Vertrag entspricht wie viele andere Teile des neuen KoaV 
dem Wortlaut des R2G-Vertrags. Interessant ist, welche Vorhaben weggelassen 
oder abgeschwächt wurden. Was sofort auffällt: Es fehlt der Gender-Stern *. 
Einige Vorhaben sind verschwunden oder wurden deutlich verändert.

Vage Pläne zur Bekämpfung von 
Frauenarmut

Entfallen ist das Vorhaben, die 
vertrauliche Spurensicherung und 
Dokumentation nach Misshandlung 
oder sexualisierter Gewalt in jedem 
Bezirk sicherzustellen und  Zugang zu 
Traumaambulanzen auch ohne An-
zeigepflicht zu gewährleisten. Auch 
gleichstellungspolitische Vorhaben im 
Bereich Kultur sind verschwunden. 
Man(n) bekennt sich nur noch zu 
Gleichstellung als Grundsatz.

„Wir werden Frauenarmut konse-
quent bekämpfen“ steht auf Seite 17. 
Nähere Ausführung bleibt der Ver-
trag – trotz seiner Gesamtlänge von 
135 Seiten – schuldig. Dabei besteht 
dringender Handlungsbedarf: Laut 
Sozialbericht 2021 sind berlinweit fast 
ein Fünftel aller volljährigen Frauen 
armutsgefährdet. 

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
„bleibt zentrales Ziel“ der Koalition. 
Welche Gesetzesinitiativen sie dazu 
plant und mit welchen Instrumenten 
Einfluss auf landeseigene Unterneh-
men genommen werden soll, bleibt 
unklar. Gleiches gilt für die paritä-
tische Besetzung von Führungspositi-
onen in landeseigenen Unternehmen. 
Das Wort Quote findet sich (wenig 
überraschend) an keiner Stelle im Be-
reich Gleichstellung.

„Das Landesprogramm Alleiner-
ziehende soll verstetigt werden.“ Die 
Anlaufstellen für Alleinerziehende in 
den Bezirken sollen zudem durch eine 
öffentliche Kampagne bekannter ge-

macht werden. Eine Regelfinanzierung 
von Frauenprojekten und Beratungs-
stellen will die Koalition schrittweise 
etablieren. Diese begrüßenswerten 
Ansätze gehen sogar über den alten 
KoaV hinaus. Frauenprojekte und 
Beratungsstellen werden bislang oft 
nur projektweise finanziert, obwohl 
der Bedarf fortbestehen wird. Stellt 
sich die Frage: Ist das Wunschdenken 
oder tatsächlich umsetzbar?

Viele Versprechungen beim 
Thema Gewalt

CDU und SPD versprechen zwei 
weitere barrierefreie Frauenhäuser 
unter Berücksichtigung der männ-
lichen, jugendlichen Kinder betrof-
fener Frauen. Das ist wichtig, denn 
Berlin stellt aktuell nur etwa die Hälfte 
der erforderlichen Schutzplätze bereit. 
Viele von Gewalt betroffene Frauen 
scheuen sich, vor den Gewalttätern zu 
fliehen, weil ihre jugendlichen Söhne 
keinen Platz im Frauenhaus erhalten. 
Auch an der Barrierefreiheit mangelt es 
bisher – ein gravierender Verstoß ge-
gen internationale Konventionen. Da 
Räume schwer zu finden sind in Berlin, 
sind der Koalition bei diesem Vorhaben 
nur die Daumen zu drücken.

Der schwarz-rote Koalitionsvertrag 
widmet dem Thema Gewalt mehrere 
ausführliche Abschnitte. Allerdings 
müssen wir kritisch beobachten, ob 
Maßnahmen die vorgeblich der Stei-
gerung der Sicherheit dienen, nicht 
vielmehr Diskriminierungen einzelner 
Bevölkerungsgruppen durch Sicher-

heitskräfte legitimieren sollen. CDU und 
SPD schreiben im KoaV, dass Kontrollen 
von Personen aufgrund „polizeilicher 
Erfahrungswerte“ zulässig bleiben 
sollen – das ist weit entfernt von einer 
Verurteilung des verfassungswidrigen 
„racial profiling“. Repressive Maßnah-
men sind also Teil des KoaV, was hin-
gegen fehlt ist der Landesaktionsplan 
gegen Gewalt. Der Katalog präventiver 
Maßnahmen der Vorgängerregierung 
ist komplett verschwunden.

Im Bereich der Gesundheitsvor-
sorge sind konkrete Leitlinien für die 
Schwangerenkonfliktberatung weg-
gefallen. So wollte die alte Koalition 
Bannmeilen rund um Beratungsstel-
len prüfen und Informationen über 
Beratungsstellen niedrigschwellig 

anbieten. Im neuen KoaV fehlen diese 
Aspekte. Immerhin soll der Zugang zu 
kostenfreien Verhütungsmitteln beste-
hen bleiben. Im Bereich der Sexarbeit 
und Prostitution zeigt sich eine Ver-
schiebung der Vorhaben weg von der 
Unterstützung von Sexarbeiter*innen 
hin zu Austiegsprojekten.

Begrüßenswert ist das Bekenntnis 
zur Frauenförderung im Spitzensport. 
Die Koalition will Frauenteams unter-
stützen und neben Tischtennis und Bas-
ketball weitere Erstliga-Teams fördern.

Bei der politischen Beteiligung von 
Frauen lässt ein Blick auf die Macht-
verteilung in CDU und SPD wenig 
Entschlossenheit erwarten. Laut Ko-
alitionsvertrag soll die Möglichkeiten 
eines Paritätsgesetzes „geprüft“ wer-

den. Übersetzt heißt das: Das Vorha-
ben wird auf die lange Bank gescho-
ben bis Neuwahlen anstehen.

Die Finanzierung ist der 
Knackpunkt

Mit Enttäuschung stellen wir fest, 
dass das Gender Budgeting als ein 
international anerkanntes Gleichstel-
lungsinstrument nicht vertieft wird. 
Gender Budgeting besagt, dass alle 
haushaltspolitischen Posten vor Verab-
schiedung des Budgets geschlechtssen-
sibel analysiert und dann geschlech-
tergerecht verteilt werden sollen. Ein 
vereinfachtes Beispiel aus der Verkehrs-
politik: Analysen zufolge bewegen sich 
im motorisierten Individualverkehr 
(Autos) mehr Männer, während Frauen 
eher den ÖPNV nutzen. Wird nun 
mehr Geld für den Autoverkehr be-
reitgestellt,  fördert die Politik indirekt 
stärker Männer als Frauen.

Während die alte Koalition die 
Implementierung eines Controlling 
und Gender Budgeting Referats, Schu-
lungen für Verwal tungsmitarbeiter*in-
nen sowie die Einrichtung eines Beirates 
aus Zivilgesellschaft und Wissenschaft 
festgeschrieben hatte, heißt es im 
neuen Koalitionsvertrag lapidar: „Wir 
werden das Berliner Gender Budgeting 
weiterentwickeln.“ Hoffentlich hat 
auch der neue Finanzsenator Stefan 
Evers von diesem Vorhaben gehört!

Die Finanzen sind der große Knack-
punkt der koalitionsvertraglichen 
Ideensammlung. Es bleibt fraglich, aus 
welchen Mitteln die vielen Vorhaben 
umgesetzt werden sollen. Der Berliner 
Haushalt kann nicht einfach aufge-
stockt werden. Die gleichstellungspo-
litische Sprecherin der Grünen im Ab-
geordnetenhaus, Bahar Haghanipour, 
hat bereits darauf hingewiesen, dass 
Frauenhausplätze und die Versteti-
gung von Beratungsstellen Millionen 
kosten. Sie zweifelt daran, dass dies 
bei den Haushaltsverhandlungen 
durchkommen wird. Es scheint, als 
müssten wir die neue Regierung daran 
messen, was tatsächlich umgesetzt 
wird. Angesichts der kurzen Zeit bis 
zur nächsten Wahl, könnte schwarz-
rot durchaus zur Koalition der gebro-
chenen Versprechen werden.

Sonja Gerth und 
Alina Zimmermann

Demoteilnehmerinnen Foto: Sonja Gerth

 „Der seltene Fang“: Gewalt gegen Fabelwesen?
 

Wieder einmal hat die Fraktion von Bündnis 90 / Die Grünen mit einem Antrag (DS/0662/VI) nicht nur in der BVV und ihren Ausschüssen eine Art Kulturkampf ausgelöst. 
Mit dem Antrag haben wir ein Anliegen der Initiative Nixen- und Meerfrauen*solidarität aufgegriffen, der wir nun Gelegenheit bieten wollen, auch hier im Stachel auf die in 
diesem teilweise sehr aufgeregten Diskurs vorgebrachten „Vorwürfe“ zu reagieren.

Wir als Initiative Nixen- und Meer-
frauen*solidarität sowie andere Grup-
pen kritisieren seit Jahren, dass die 
Bronzeplastik „Der seltene Fang“ von 
E. Herter (1896) sexualisierte Gewalt 
normalisiert. Die Grünen haben jetzt 
einen Antrag zur Kontextualisierung 
der Skulptur, die am Fuße des Was-
serfalls im Viktoriapark in Kreuzberg 
steht, in die BVV eingebracht und 
dadurch eine Debatte ausgelöst. Die 
Initiator*innen wollen mit ein paar 
Missverständnissen aufräumen:

 
Die Skulptur soll weg

Wir wollen die Bronze nicht entfer-
nen oder gar einschmelzen. Wir wollen 
eine Diskussion darüber anzustoßen 
sowie die Wirkung der Darstellung 
durch eine Kontextualisierung bzw. 
eine künstlerische Intervention he-
rauszufordern. Das soll eine kritische 
Auseinandersetzung anregen. Freiheit 
der Kunst heißt nicht, dass Kunst nicht 
kritisiert werden darf.

 
Unsere Interpretation ist rein 
subjektiv

Auch vor unserer Initiative haben 
Menschen auf die Problematik hinge-

wiesen und am 14. Mai fand an der 
Skulptur eine von uns unabhängige 
feministische Protestaktion statt. In 
Gesprächen haben wir erfahren, dass 
Menschen sich bereits an der Darstel-
lung gestört haben oder aber dankbar 
für die Sensibilisierung sind.

 
Wir wollen eine Interpretation 
vorschreiben

Wir wünschen uns keine „verbind-
liche Interpretationshilfe“, wie Herr 
Denecke (die PARTEI) vermutet. Viel-
mehr wünschen wir uns Raum für eine 
zusätzliche Interpretation, nämlich 
die, dass die Skulptur vergeschlecht-
lichte Gewalt normal erscheinen lässt. 
Die Auslegung als unproblematische 
Kunst bekommt bereits Raum – sonst 
stünde die Skulptur nicht prominent 
im öffentlichen Raum.

 
Die Bronze zeigt keine Frau, 
sondern ein Fabelwesen

Der Körper der Meerfrau weicht 
kaum von dem eines weiblich gele-
senen Menschen ab. Anders als bei 
der heute üblichen Darstellung, ist ihr 
Unterleib kein Fischschwanz. Sie hat 
zwei Beine und eine angedeutete Vul-

Ulli und Lucia von der Initiative
Nixen- und Meerfrauen*solidarität

va. Außerdem werden 
Meerfrauen auch als 
Fabelwesen als weiblich 
wahrgenommen. Über 
sie werden reale Ge-
schlechterverhältnisse 
verhandelt. 

Uns stört die 
Nacktheit der 
Skulptur

Wir stören uns aus-
drücklich nicht an der 
Darstellung von Nackt-
heit oder Sexualität. Wir 
stören uns an der Dar-
stellung einer Szene, 
die damit spielt, dass 
die Nixe im nächsten 
Moment vergewaltigt 
wird und die das als 
etwas Ästhetisches und 
Normales erscheinen 
lässt.

 Wenn wir diese 
Skulptur kritisieren, 
müssten wir  auch 
andere Skulpturen 
kritisieren

„Der seltene Fang“ ist selbstver-
ständlich nicht Berlins einzige proble-
matische Darstellung im öffentlichen 
Raum. Gruppen wie Berlin Postko-
lonial kritisieren etwa schon lange 
die Glorifizierung des Kolonialismus 
im Stadtbild. Dass viel kritisiert wer-
den kann, bedeutet für uns nicht, 
dass man lieber gar nichts kritisieren 
sollte.

Die Diskussion hilft Opfern 
sexualisierter Gewalt nicht

Mit unserer Initiative wollen wir 
dafür sensibilisieren, dass sexualisierte 
Gewalt ein Teil der Kultur ist, die uns 
umgibt. Diese macht reale sexuali-
sierte Gewalt wahrscheinlicher und 
schadet Betroffenen. Dazu tragen 
auch Kunstwerke wie „Der seltene 
Fang“ bei. Unsere Initiative ergänzt 
Maßnahmen, die sich dafür einset-
zen, sexualisierte Gewalt sichtbar zu 
machen und zu bekämpfen.

Skulptur des Anstoßes Foto: Ugur Yildirim
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Entsiegeln und pfl anzen: 
Mit mehr Grün den Klimafolgen begegnen

In dieser Wahlperiode stehen alle 
Zeichen auf Entsiegelung: Überall, wo 
es geht, soll der Asphalt weichen. So 
kann Wasser versickern und der Bezirk 
wird Stück für Stück zu der grünen 
Oase, die wir uns wünschen und die 
notwendig ist, um die Folgen der Kli-
makrise abzumildern. Denn auf diesem 
Wege leisten wir unseren Beitrag, damit 
Berlin endlich zur Schwammstadt wird. 
Am Görlitzer Ufer werden künftig nur 
Radfahrende und Fußgänger*innen 
unterwegs sein. Zusätzlich planen wir 
dort die Entsiegelung asphaltierter Flä-
chen. Im Graefekiez sollen im Rahmen 
des Beteiligungsverfahrens auch Park-
plätze entsiegelt und gemeinschaftlich 
bepflanzt werden. Auch in der Gärt-
nerstraße verschwindet teilweise der 
Asphalt. Sie bekommt neben einer 
Fahrradstraße mehr Platz für Grün. 
Am Halleschen Ufer wurde dem Be-
zirksamt Ende April der Förderbescheid 
des Bundesministeriums für Bauen und 
Wohnen in Höhe von 3 Millionen Euro 
zur Schaffung einer „blau-grünen Pro-
menade“ übergeben.

Auch am Lausitzer Platz wurde vor 
kurzem entsiegelt. Parkplätze, die seit 
der Öffnung des Platzes umgenutzt 
wurden, wurden nun für die Zeit zwi-
schen Beteiligungsveranstaltungen 
und Planungsphase von Pflasterstei-
nen befreit. Dadurch sind 450 Qua-
dratmeter Fläche entstanden, die mit 
Mutterboden aufgefüllt wurden und 
nun darauf warten, von engagierten 
Anwohner*innen bepflanzt und ge-
pflegt zu werden. Wie wichtig das 
Engagement der Xhainer*innen für 
die Umsetzung unserer Maßnahmen 
ist, zeigen auch die beiden Formate 
„Runder Tisch Artenschutz“ und das 
„Fachgespräch Grüne Pflege“, die wir 
für den Austausch mit Bürger*innen 
und Initiativen etabliert haben. Hier 
können alle Interessierten mit den 
Kolleg*innen aus den Fachbereichen 

ins Gespräch kommen und gemein-
sam Maßnahmen in den Kiezen ko-
ordinieren. Dieser Austausch ist auch 
für mich enorm wichtig. So bleibe 
ich stets nah an den Themen, die 
Anwohner*innen beschäftigen und 
erfahre aus erster Hand, wo der Schuh 
drückt. Gemeinsam Maßnahmen zu 
diskutieren, hilft Brücken zu finden 
zwischen wünschenswertem Ideal 
und dem, was machbar ist. Meine 
Mitarbeiter*innen und mich freut es 
immer wieder, zu sehen, wie hoch 
der Anspruch der Anwohner*innen 
an Klimaschutzmaßnahmen ist. Das 
spornt uns an, mit aller Kraft das 
Machbare Stück für Stück dem Ideal-
zustand anzunähern.

Ein wichtiger Bestandteil unserer 
Bestrebungen, den Bezirk grüner zu 
machen, ist das Hofbegrünungspro-
gramm, das in Kooperation mit dem 
Stadtteilausschuss Kreuzberg e.V. 
umgesetzt wird. Bewohner*innen 
können sich sowohl in Friedrichs-
hain als auch in Kreuzberg beraten 
lassen, wie sie einen Beitrag zu 
einem besseren Stadtklima leisten 
können. Sie werden beispielsweise 
darüber informiert, welche Pflanzen 
besonders für ihren Standort geeig-
net sind oder welche besonders be-
stäuberfreundlich sind. Außerdem 
können sie nach der Grünberatung 
eine Förderung für ihre Hofbegrü-
nung beantragen. 

Aus diesem Programm quasi her-
vorgegangen ist auch die Bepflanzung 
einer Grünfläche am Weidenweg. 
In einer Kooperation zwischen der 
Bürgerinitiative „Grüne Höfe Ber-
lin“, dem NABU, dem Arbeitskreis 
des Naturschutzprojekts Urbanität & 
Vielfalt und der Unteren Naturschutz-
behörde (Umwelt- und Naturschutz-
amt) unseres Bezirks wurden seltene 
heimische Wildblumen und Gräser 
ausgepflanzt. Die insgesamt ca. 1.500 

Pflanzen stammen zum Teil aus einem 
Bestand, der vor Baumaßnahmen 
gerettet wurde. Dazu gehören 13 in 
Berlin teils stark gefährdete Arten. 
Durch diese Aktion wurde nicht nur 
Straßenland begrünt, sondern auch 
ein wichtiger Beitrag zu Vielfalt und 
Artenschutz geleistet. 

Während ich mich über viele Ent-
siegelungen und Pflanzungen freue, 
besorgt mich nach wie vor am meisten 

der Zustand unserer Stadtbäume. 
Viele Bäume sind aufgrund der zuneh-
menden Trockenheit, aber auch durch 
weniger ideale Standorte bedroht und 
müssen in letzter Konsequenz oftmals 
gefällt werden. Was zurückbleibt, sind 
nicht selten leere Baumscheiben, wie 
man den Erdboden rund um die Be-
pflanzung nennt. Nachpflanzungen 
sind dort nicht immer möglich, weil 
sich das Wurzelwerk aufgrund von 

Leitungen etc. nicht entfalten und 
richtig anwachsen kann. Wer genau 
hinschaut, sieht überall schon jetzt 
im Bezirk bepflanzte Baumscheiben, 
die oftmals von Anwohner*innen in 
Eigenregie gepflegt werden. Mein Ziel 
ist es, dort, wo viele Baumscheiben 
„leer stehen“, alternatives Grün in 
Gestalt von Sträuchern zu pflanzen. 
Ein Vorstoß in dieser Richtung wird 
zeitnah in der Rigaer Straße umge-
setzt. 

In einem Pilotprojekt testet das Be-
zirksamt aktuell, wie Baumstandorte 
klimaresilient eingerichtet werden 
können. Damit Straßenbäume auf 
Dauer wachsen, alt werden und einen 
positiven Effekt auf das Stadtklima 
haben, braucht es neue Herange-
hensweisen. Besonders wichtig ist die 
Schaffung von Baumstandorten, die 
ausreichend Wurzelraum bieten, eine 
gute Belüftung der Wurzeln sicher-
stellen, Wasserhaltestoffe enthalten 
und in Dürreperioden bewässert wer-
den können. Insgesamt sollen in der 
ersten Stufe an 32 Standorten Bäume 
mit Kosten in Höhe von 400.000 Euro 
gepflanzt werden.

Never ending story oder 
spätes Happy End?

Mit Verkehrspolitik aus dem letzten Jahrtausend werden wir die Bedarfe unserer Stadt nicht 
decken. Statt weiter auf Benzin und Beton zu setzen, die Lärm, Abgase und Stress produzieren, 
müssen wir uns endlich vom FDP-Prestige-Projekt A100 verabschieden und den Raum für 
Wohnungen, Kultur und soziale Einrichtungen erhalten. 

Manche politischen Konflikte 
sind so alt, dass sie gleich mehrere 
Epochen überdauern. Die ersten 
Planungen der A100 gehen bis in 
die 1960er Jahre zurück, seit den 
1970ern wird gebaut und auch im 
Jahr 2023 scheint das FDP-geführte 
Bundesverkehrsministerium nicht 
müde zu werden, das Projekt Berliner 
Stadtautobahn entgegen der Ampel-
Koalitionsvereinbarungen weiter 
voranzutreiben. 

Ein Projekt, das völlig aus der Zeit 
gefallen ist, angesichts der deutschen 
Verpflichtung zur Einhaltung des 1,5-
Grad-Limits, eines wegweisenden 
Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
aus dem Jahr 2021 und des sich hier-
zulande und in der gesamten Welt 
immer massiver zeigenden Klima-
wandels.

Koalitionsverträge ohne 
eindeutige Linie

Der noch nicht begonnene 17. 
Bauabschnitt umfasst die Fortsetzung 
der A100 vom Treptower Park durch 
Friedrichshain und Lichtenberg bis zur 
Storkower Straße im Prenzlauer Berg. 
Verkehrsexpert*innen schätzen die 
Kosten für den 4,1 Kilometer langen 
Abschnitt auf bis zu eine Milliarde 
Euro, also fast eine Viertel Milliarde pro 
Kilometer. In dieser Rechnung fehlen 
natürlich die sozialen, ökologischen 
und kulturellen Kosten, die der Wei-
terbau mit sich brächte. Die Trasse soll 
in einem Gebiet entstehen, das heute 
durch Wohnen, Gewerbe und Kultur-
betriebe (darunter bekannte Berliner 
Clubs) geprägt ist. Wegen fehlender 
Ausweichmöglichkeiten im dicht be-
siedelten Osten der Stadt, werden 
viele von ihnen unwiederbringlich 
verdrängt. Gerade in der zentralen 
Lage gibt es einen Mangel an Flächen 
für den sozialen Mietwohnungsbau, 
Grün-, Bildungs- und Sportflächen 

sowie für kulturelle Nutzung. Solche 
Nutzungen bieten aber Vorteile für 
fast alle Bevölkerungsgruppen, weit 
über die kleine Gruppe der Haushalte 
mit eigenem Pkw hinaus. Schließlich 
bieten die Flächen auf der Trasse viel 
Platz für die Vision einer bunten, viel-
fältigen und gemeinwohlorientierten 
Stadtentwicklung.

Die Grünen im Bund haben im 
Ampel-Koalitionsvertrag mit SPD 
und FDP festgeschrieben, dass der 
Bundesverkehrswegeplan (in dem 
der 17. Bauabschnitt steht) im Kon-
sens überarbeitet wird und bis dahin 
keine Fakten geschaffen werden. Im 
Rot-Grün-Roten Landes-Koalitions-
vertrag von 2021 konnten wir ver-
einbaren, dass Planung und Bau des 
17. Bauabschnitts der A100 durch 
die Landesregierung „nicht weiter 
vorangetrieben“ werden. Die neue 
Regierung aus CDU und SPD will den 
bereits begonnenen 16. Bauabschnitt 
(von der Grenzallee bis zum Trepto-
wer Park) fertigstellen. Wie sie sich 
zum 17. Bauabschnitt positioniert, 
bleibt im Koalitionsvertrag offen 
und so bleibt die Situation in den 
betroffenen Gebieten geprägt von 
Unsicherheit und der Sorge vor einer 
von Lärm und Abgasen geprägten 
Zukunft. 

Unsinnig und 
verantwortungslos

„Der Weiterbau der A100 ist und 
bleibt  nicht nur verkehrspolitischer 
und klimapolitischer Wahnsinn, son-
dern auch stadtentwicklungspoli-
tischer Unsinn“, sagt die Friedrichs-
hain-Kreuzberger Bezirksstadträtin 
für Verkehr, Annika Gerold. „Was 
wir brauchen, sind Investitionen in 
die Zukunft: Verkehrswende statt 
Beton!“

Dem schließt sich Filiz Keküllüoğlu 
an, Bezirkstadträtin in Lichtenberg: 

 

„Wir halten den Weiterbau der 
A100 für verantwortungslos. Die 
Autobahn wird nicht nur wertvolle 
soziale Infrastruktur zerstören, son-
dern auch die umliegenden Viertel 
mit Abgasen und Lärm belasten. Wir 
wollen stattdessen, dass die Res-
sourcen in nachhaltige, klimascho-
nende und sozial gerechte Mobilität 
investiert werden.“ Bestätigen kann 
diese Befürchtungen Jochen Bieder-
mann, Bezirksstadtrat in Neukölln, in 
dessen Bezirk der 16. Bauabschnitt 
verläuft: „Der 16. Bauabschnitt 
hat eine Schneise aus Beton durch 
ehemals blühende Kleingärten in 
Neukölln geschlagen. Er wird trotz-
dem zu mehr Verkehr durch unsere 
Wohnkieze führen – immer dann, 
wenn die Navis es für die schnellere 
Route halten.“ 

Unser Widerstand hält an

Seit Jahren kämpfen Grüne auf 
verschiedenen Ebenen gegen die Ver-
längerung der Autobahn. Schon 2012 
hat das grün-geführte Bezirksamt von 
Friedrichshain-Kreuzberg unter Füh-
rung von Bezirksbürgermeister Franz 
Schulz beim Bundesverwaltungsge-
richt gegen die Verlängerung geklagt. 
Und unser Widerstand ist ungebro-
chen. In den betroffenen Bezirken 
organisiert sich die Zivilgesellschaft 
– und unsere grünen Kreisverbände 
in Neukölln, Treptow-Köpenick, Lich-
tenberg und Friedrichshain-Kreuzberg 
stehen ihr zur Seite.

Für eine echte Mobilitätswende, 
lebenswerte Kieze und eine Stadt für 
alle Berliner*innen. 

Viel Platz zum Entsiegeln Foto: Lukas Probst

Annika Gerold,
Bezirksstadträtin für Verkehr, 
Grünfl ächen, Ordnung und Umwelt

Julian Schwarze, 
Mitglied des Abgeordnetenhauses

Jenny Laube, 
Geschäftsführender Ausschuss
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Die Investitionsplanung 
im Bezirk

Vor kurzem wurde die Planung 
der Jahre 2023-2027 mit einem 
erweitertem Planungshorizont bis 
2032 beschlossen. Neben der Inve-
stitionsplanung gibt es auch noch 
andere Bau-Programme, dies be-
trifft aber nur wenige Projekte. Alle 
großen Maßnahmen mit einem 
Volumen über 5,5 Millionen Euro 
müssen von den Bezirken auf der 
Senatsebene angemeldet werden, 
die dann entscheidet, was davon 
umgesetzt wird. Viele dringende 
Baumaßnahmen werden deswegen 
immer und immer wieder verscho-
ben. Kleinere Bauvorhaben (unter 
5,5 Millionen) kann der Bezirk ei-
genverantwortlich umsetzen, er hat 
dafür aber nur einen sehr kleinen 
Etat, etwas unter 5 Millionen, der 
auch mit den Jahren nicht steigt, 
was durch die Inflation eine fak-
tische Kürzung darstellt. Bei allen 
Maßnahmen werden die Baupreise 
angepasst, was gerade in den letz-
ten Jahren zu teils deutlichen Ko-
stensteigerungen geführt hat.

Sanierungsstau und 
kein Ende in Sicht

Höchste Priorität für die Baumaß-
nahmen, über die der Bezirk alleine 
entscheiden kann,  hat der Abschluss 
laufender Bauvorhaben. Was selbst-
verständlich klingt, führt aber dazu, 
das nur absolut notwendige Sanie-
rungen neu angefangen werden, alle 
anderen Projekte sind verschoben 
worden.  

Hauptaugenmerk für den Bezirk 
sind die Schulen, deren Sanierung  
aber sehr teuer ist und die deshalb 
bei Senatsebene angemeldet wurden. 
Immerhin: Über Schulneubauten, die 
auch dringend notwendig sind, ent-
scheidet die entsprechende Senatse-
bene direkt.

Friedrichshain-Kreuzberg braucht 
dringend ein neues Rathaus. Der 
Standort in Kreuzberg in der York-
straße ist marode, der Verfall wird 
nur durch ständige Ausbesserungs-
arbeiten verzögert. Eine grundle-
gende Sanierung ist längst überfällig, 
wurde von der Landesebene aber 
immer verschoben. Das Rathaus in 
Friedrichshain befindet sich in einem 
gemieteten Standort, der Mietvertrag 
wurde mehrfach zu immer höheren 
Mietkosten verlängert, die jetzt schon 
weit über den Richtlinien des Landes 
für Büroflächen der Verwaltung lie-
gen. Das Ende dieses Standortes ist 
absehbar. Ein geplanter Neubau auf 
bezirkseigener Fläche in der Nähe des 
Ostbahnhofes ist möglich, aber es 
fehlt die Zusage des Senates.

Der Bezirk ist 
unterversorgt

Wohin also geschaut wird, der so-
genannte Sanierungsstau wird nicht 
abgebaut, er wird vor sich hergescho-
ben. Dabei ist und bleibt der Bezirk 
in vielen Bereichen deutlich unterver-
sorgt, obwohl es einen gesetzlichen 
Anspruch gibt: Grünflächen, Sportan-
lagen, Schwimmbäder (in Kürze wird 
es kein funktionierendes Hallenbad 
im Bezirk mehr geben), Bibliotheks-
angebote. Die Liste lässt sich lange 
fortführen. Und über allem schwebt 
der im Bezirk erklärte Klimanotstand. 
Die Maßnahmen, um ihm zu begeg-
nen, sind oftmals noch nicht einmal 
geplant, vom Beginn der Umsetzung 
ist der Bezirk weit entfernt.

Regelmäßig wird die Investitionsplanung in Berlin 
angepasst, so auch hier im Bezirk alle zwei Jahre durch die 
Bezirksverordnetenversammlung auf Basis eines Entwurfs des 
Bezirksamts. In der Investitionsplanung wird aufgeführt, was der 
Bezirk in den nächsten Jahren investieren will. Dabei geht es in 
der Regel um Neubau oder Sanierung.

Neugründung der AG Stadt
In Friedrichshain-Kreuzberg wird es bald eine Neuauflage der AG Stadt 
geben, um diese Ideen im Austausch von Landes- und Bezirksebene zu 
diskutieren und die Expertise aus der Grünen Bezirksbasis zu nutzen. 
Kommt gerne vorbei und meldet Euch bei Interesse. 

Schreibt gerne an Katrin Schmidberger:
katrin.schmidberger@gruene-fraktion.berlin

Wohngeldnovelle: 
Katastrophe mit Ansage

Seit dem 1. Januar 2023 hat sich der Kreis der Antragsberechtigten für Wohngeld erheblich erweitert. 
Im Grunde eine gute Sache. Dennoch gab es schon sehr frühzeitig Warnungen und Skepsis seitens 
der für die Antragsbearbeitung generell zuständigen Bezirke – unter anderem auch seitens aller 12 
Sozialstadträt*innen, gleich welcher politischen Couleur – hinsichtlich erwartbarer Probleme bei der 
Umsetzung. 

Fehlendes Personal
Zum einen wurden den Bezirken 

die notwendigen Personalstellen für 
die erwartbare erhöhte Zahl an An-
trägen vom Land Berlin erst sehr 
kurzfristig überhaupt zugesichert (die 
Antragseingänge hatten sich in den 
ersten Januarwochen in Berlin tat-
sächlich bereits mehr als verdoppelt). 
Deshalb war es von vornherein illuso-
risch, die zusätzlichen Stellen rechtzei-
tig zum 1. Januar 2023 zu besetzen. 
Zwar hat das Bezirksamt Friedrichs-
hain-Kreuzberg, nicht zuletzt auch 
dank des Einsatzes der Serviceein-
heit Personal und auf gemeinsames 
Betreiben der Bürgermeisterin Clara 
Herrmann und des Sozialstadtrates 
Oliver Nöll, bei den notwendigen 
Stellenausschreibungen „den Turbo 
angeschmissen“ und bereits mehr als 
die Hälfte der Stellen ausschreiben 
und auch besetzen können. Dennoch 
entstand – wie leider zu erwarten – ein 
großer Rückstau der zu bearbeitenden 
Wohngeldanträge.

 
Raummangel und Digitalisierung

Zum anderen – und dabei handelt 
es sich um ein bekanntes und leider 
klassisches Problem, welches auch 
andere Fachämter haben – gibt es 
schlicht und ergreifend keine Büro-

flächen für die neuen Arbeitskräfte. 
Inzwischen ist es dem Bezirksamt 
gelungen, für die Wohngeldstelle 
neue Räume anzumieten, die zuletzt 
vom Pandemieteam in der Kloster-
straße genutzt wurden. Und auch die 
(nicht vorhandene) Digitalisierung 
der Verwaltung ist ein weiterer Man-
gelfaktor.

Die Bürger*innen können (zu-
mindest, wenn sie schon vor dem 
1.1.23 berechtigt gewesen sind) ihre 
Anträge zwar zu einem größeren Teil 
online stellen – jedoch muss das Amt 
die Unterlagen dann ausdrucken und 
eine Papierakte anlegen. Die Bearbei-
tungszeit für die Wohngeldanträge 
lag bis 31.12.2022 im Schnitt noch 
bei 4 bis 6 Wochen. Aktuell sind es 
in Friedrichshain-Kreuzberg knapp 
16 Wochen (nur Lichtenberg und 
Steglitz-Zehlendorf brauchen noch 
länger). Das Amt kommt einfach nicht 
mehr hinterher. Das führt dazu, dass 
auch Personen, die bereits im Wohn-
geldbezug sind, aktuell ohne Bescheid 
sind und ihre Bewilligung mit dem 31. 
März 2023 ausgelaufen ist. Das kann 
existenzielle Folgen haben.

             
Überbrückungshilfen

Deshalb verwundert es nicht, 
wenn sich verzweifelte Anfragen von 

Bürger*innen häufen. Denn gerade 
auch in der aktuellen Situation von 
Inflation und Existenzangst ist ein 
solches „In-der Luft-Hängen“ für 
die Betroffenen furchtbar. Das ganze 
Thema ist aktuell berlinweit eine Ka-
tastrophe, derer sich unser Bezirksamt 
mit größter Energie angenommen 
hat und sein Bestes gibt, um den 
Bearbeitungsrückstand aufzuholen. 
Dennoch werden derzeit andere Lei-
stungsstellen wie die Sozialen Wohn-
hilfen und das Jobcenter sensibilisiert, 
um – sollten Bürger*innen aufgrund 
ausbleibender Wohngeldzahlungen 
in Not geraten – Überbrückungshilfen 
zu leisten.

Deshalb an dieser Stelle der drin-
gende Rat, sollte aufgrund ausblei-
bender Wohngeldzahlungen die Ge-
fahr von Mietrückständen bestehen, 
stehen den Bürger*in nen Leistungen 
anderer Stellen zur Überbrückung zu. 
Hier geben neben den Mieter*innen-
beratungen, das Sozialamt und das 
Jobcenter entsprechende Auskünfte. 

Magnus Heise und 
Claudia Schulte, 
Bezirksverordnete

 

Bestehende Flächen 
effi zienter nutzen

Wie können wir hier neuen Wohnraum schaffen, ohne den Bezirk noch weiter zu versiegeln oder 
reihenweise Hochhäuser zu errichten? Für uns Grüne ist das eine zentrale Frage.

Friedrichshain-Kreuzberg ist der 
am dichtesten besiedelte Bezirk Berli-
ns, rund 14.000 Menschen leben hier 
auf einem Quadratkilometer. Zum 
Vergleich: In Treptow-Köpenick sind 
es nur 1531. Und doch lockt unser Be-
zirk weiterhin immer mehr Menschen 
aus aller Welt an, die hier ein Zuhause 
suchen. 

Warum Neues bauen, wenn der 
Bestand nicht entsprechend 

genutzt wird? 

Der Bezirk ist bemüht, gegen 
Zweckentfremdung von Wohnraum, 
also zum Beispiel gegen Leerstand 
und Wohnen auf Zeit, vorzugehen. 
Wohnungen stehen absichtlich leer, 
da sie oft eine höhere Rendite ab-
werfen als vermietete Wohnungen. 
In der vergangenen Legislaturperiode 
wurde insgesamt 2.677 Hinweisen 
von Bürger*innen auf möglich ille-
galen Leerstand nachgegangen. Die 
Dunkelziffer liegt aber weit höher. Ins-
gesamt konnten nur 568 Wohnungen 
wieder Wohnzwecken zugeführt 
werden – der Handlungsbedarf für ein 
schärferes Gesetz, mehr Kompetenzen 
und mehr Personal ist also hoch. Aber 
auch die illegale Vermietung von 
Wohnraum als Ferienwohnungen ist 
ein gravierendes Dauerproblem im 
Kampf um bezahlbaren Wohnraum: 
Laut dem aktuellen Wohnungsmarkt-
bericht der Investitionsbank Berlin 
(IBB) werden in Berlin mehr möblierte, 
befristete Wohnungen inseriert als 
unbefristete Mietwohnungen. Auf 
Landesebene wird von den Grünen 
ein entsprechendes Gesetz vorberei-
tet, dass diese Zweckentfremdung 
besser unterbinden soll. Dazu müs-
sen die Bezirksämter auch personell 
aufgestockt werden, um hier stärker 

kontrollieren und jeder Anzeige nach-
gehen zu können. 

Außerdem fordern wir Grüne das 
Recht auf Wohnungstausch, um 
Menschen den Tausch bei gleichblei-
benden Konditionen in bedarfsge-
rechte Wohnungen zu ermöglichen. 
Gerade für Senior*innen, die in groß-
en Wohnungen leben, aber keine 
kleineren Wohnungen zu erschwing-
lichen Preisen finden, könnte dieser 
Rechtsanspruch wichtig sein. In einem 
BVV-Antrag haben wir deshalb Fried-
richshain-Kreuzberg als Pilotbezirk für 
eine bezirkseigene Wohnungstausch-
börse auch mit privaten Unternehmen 
vorgeschlagen.

Aufstocken und 
Mischnutzungen fördern

Aber auch bauliche Maßnahmen 
können zu einer Schaffung von ef-
fizientem Wohnraum beitragen. Ex-
Senator Geisel hatte 2022 gemut-
maßt, dass er Potenzial für Dachge-
schosswohnungen „im fünfstelligen 
Bereich“ in Berlin sieht. Eine Studie 
der Grünen aus 2016 bekräftigt diese 
Zahl. Von der Ausschöpfung dieses 
Potenzials scheint unser Bezirk noch 
weit weg zu sein. Im Jahr 2021 wurden 
57 Anträge auf Dachgeschossausbau 

gestellt (43 davon genehmigt) und 
bis August 2022 nur 39 beantragt. 
Aber auch eingeschossige Gewerbe-
bauten, z.B. Supermärkte, können 
aufgestockt werden. Auf Anfrage der 
Grünen in der BVV hat das Stadtent-
wicklungsamt zwölf Standorte identi-
fiziert, auf denen eine entsprechende 
Aufstockung Sinn machen könnte. 
Das Problem hierbei: Es gibt keine 
rechtliche Handhabe, die Eigentümer 
zu verpflichten, auf den Flachbauten 
Wohnfläche zu errichten. Hier ist man 
auf die Bereitschaft der Unternehmen 
angewiesen, aber anscheinend gibt 
es solche, die sich mit Aufstockungen 
anfreunden können. Leider gibt uns 
das Bundesbaurecht zu wenig Kom-
petenzen, um hier feste Vorgaben 
machen zu können – was absurd ist, 
denn wir hier vor Ort sind diejenigen, 
die mit der gebauten Realität leben 
müssen.

Wir Grüne wollen möglichst viel 
Grün erhalten, aber auch gleichzeitig 
allen ein Zuhause geben – das ist ein 
Spannungsfeld und eine Mammut-
aufgabe. Und die eine Lösung gibt 
es nicht, sondern viele verschiedene 
Ansätze, die wir umsetzen wollen.  

Maria Haberer, 
Bezirksverordnete

Karl-Heinz Garcia Bergt, 
Bezirksverordneter
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Rollback in der Wohnungspolitik statt stärkerer Steuerung des Berliner Wohnungsmarktes: Der Koalitionsvertrag des schwarz-roten Senats bleibt in der Wohnungs- 
und Mietenpolitik weit hinter den Maßnahmen und Vorhaben der rot-grün-roten Koalition zurück.

Back to Beton und Baufi lz mit Schwarz-Rot

Es drohen Rückschritt und Rollback 
weg vom Kurs einer gemeinwohl-
orientierten Wohnungspolitik hin 
zu Deregulierung und noch mehr 
Verdrängung. Denn es soll weniger 
Auflagen für private Investoren ge-
ben, dafür mehr finanzielle Förderung 
und weniger Auflagen für sozialen 
Wohnungsbau. 

Überteuerte Ankäufe statt 
Vergesellschaftung?

Zudem finden sich im Koalitions-
vertrag von CDU und SPD kaum kon-
krete Maßnahmen und Gesetze für 
den Mieter*innenschutz wieder. Zwar 
wird zum Beispiel das Zweckentfrem-
dungsverbot erwähnt, aber die drin-
gend erforderliche Gesetzesreform, 
um spekulativen Abriss und Leerstand 
endlich effektiv zu bekämpfen, soll 
nicht erfolgen – obwohl eklatante 
Gesetzeslücken bekannt sind und 
schnell geschlossen werden könnten. 
Dagegen sollen Grundstücke wie-
der verkauft und die Mieten in den 
landeseigenen Wohnungen erhöht 
werden – so jedenfalls lauteten die 
konkreten Ankündigungen des neuen 
Senats direkt nach der Wahl.

Beim Thema Vergesellschaftung 
wird der mangelnde politische Wille, 
einen demokratischen Volksentscheid 
umzusetzen und mutig neue Wege 
zu gehen, um die renditeorientierte 
Wohnungswirtschaft zu regulieren, 
besonders deutlich. Es ist leider davon 
auszugehen, dass CDU und SPD den 
erfolgreichen Volksentscheid zur Ver-
gesellschaftung von Wohnraum bör-
sennotierter Wohnungsunternehmen 
auf die lange Bank schieben bzw. fak-
tisch beerdigen wollen – denn lediglich 
ein Rahmengesetz für alle möglichen 
Vergesellschaftungsbereiche wurde 
angekündigt, das erst in zwei Jahren in 
Kraft treten soll – wenn es überhaupt 
zustande kommt. Die schwarz-rote Ko-
alition verweigert ein konkretes Umset-
zungsgesetz in Bezug auf Wohnraum 
– im Gegensatz zu den Ergebnissen der 

 

rot-grün-roten Sondierungen, die zwar 
auch ein Rahmengesetz, aber eben auch 
gleichzeitig ein solches Umsetzungsge-
setz vorsahen. Der Zwischenbericht 
der noch vom rot-grün-roten Senat 
eingesetzten Expert*innenkommission 
hat die rechtlichen Möglichkeiten für 
eine Vergesellschaftung insgesamt und 
grundsätzlich positiv bewertet – der 
Abschlussbericht steht kurz bevor und 
sollte ebenso handlungsweisend für 
den neuen Senat sein wie für uns. Wir 
fordern, dass der Zustimmung von 
über 59% der abgegebenen Stim-
men der Berliner*innen Rechnung 
getragen wird und der Volksentscheid 
jetzt umgesetzt wird. Auch aus der 
Opposition heraus werden wir weiter 
für die Umsetzung kämpfen und mit 
der Initiative zusammen an konkreten 
Wegen arbeiten.

Dagegen plant der CDU-SPD-
Senat womöglich mit einem milliar-
denschweren Ankaufsfonds für Woh-
nungen durch landeseigene Woh-
nungsunternehmen den in Schieflage 
geratenen Immobilienkonzernen wie 
Vonovia und Co. dringend benötig-
tes Geld durch weiterhin überhöhte 
Verkaufspreise zuzuführen. So droht 
die Sanierung der profitorientierten 
Immobilienwirtschaft auch noch mit 
Steuergeldern unterstützt zu werden. 
Schon seit Monaten versuchen Adler 
und Co. Bestände an das Land Berlin 
zu verkaufen, so auch in anderen Re-
gionen Deutschlands. Der letzte Deal 
mit Vonovia und Deutsche Wohnen 
muss uns alle warnen, dass es nicht 
wieder zu überteuerten Ankäufen mit 
gravierenden Mängeln – von Asbest 
bis hin zum Totalausfall von Aufzugs-
anlagen – kommen darf.   

Wir wollen und werden trotz Op-
position neben der Vergesellschaftung 
nach Artikel 15 des Grundgesetzes, 
der eine Entschädigung unter dem 
Verkehrswert vorsieht, weitere Maß-
nahmen für den Umbau des Berliner 
Wohnungsmarktes erarbeiten. Denn 
unser Ziel ist es, den gesamten Ber-
liner Wohnungsmarkt unter Einbin-
dung der privaten unternehmerischen 

der Mieter*innen und deren Kauf-
kraft und am Ende auch der Wettbe-
werbsfähigkeit Berlins. Zugänge zum 
Wohnungsmarkt sollten für diese mit 
starken Auflagen verbunden sein und 
bei Nichterfüllung verwehrt werden.

Denn dass der Wohnungsmarkt so 
ist wie er ist und Mieten immer weiter 
steigen, ist kein Naturgesetz, wir kön-
nen und müssen den gemeinwohl-
orientierten Umbau schaffen – auch 
aus der Opposition heraus machen 
wir weiter.  

Wohnungswirtschaft umfassend in 
die Pflicht zu nehmen. 

Berliner Wohnungsmarkt und 
-wirtschaft neu ausrichten

Die Versorgung breiter Berliner 
Bevölkerungsschichten mit angemes-
senem und bezahlbarem Wohnraum 
als gesetzlich definierte Aufgabe öf-
fentlicher Daseinsvorsorge kann und 
muss das Land Berlin nicht alleine 
leisten. Der Berliner Wohnungsmarkt 
darf im Interesse des Gemeinwohls 
nicht dem unübersehbaren Spiel der 
Marktkräfte und dem Belieben des 
Einzelnen überlassen werden. Öf-
fentliche Daseinsvorsorge, die diesen 

Namen verdient, kann sich auch nicht 
mit notdürftiger Versorgung lediglich 
besonders hilfsbedürftiger Haus-
halte mit angemessenem Wohnraum 
begnügen, sondern muss auf die 
allgemeine Wohlfahrt des Gemein-
wesens und die Bedürfnisse sowie die 
dauerhafte ausreichende Versorgung 
breiter Bevölkerungsschichten aus-
gerichtet sein. Private Unternehmen 
müssen dabei stärker in die Pflicht 
genommen werden, ihren Wohnraum 
für das Wohl der Allgemeinheit zu 
bewirtschaften. Renditegetriebene 
Wohnungsunternehmen schaden 
insgesamt den Mieter*innen, weil sie 
vor allem auf immer höhere Gewinne 
unabhängig vom Einkommen und 
der Bausubstanz setzen – zu Lasten 

Katrin Schmidberger, 
Mitglied des Abgeordnetenhauses

Wenn die Wiese ein Platz für Kinder wird – Mobile Angebote der 
Jugendhilfe in unserem Bezirk

Nam (5), Marvin (5) und Sophia (7) 
freuen sich, denn wie jeden Dienstag 
sind sie verabredet. Sie haben sich vor 
drei Jahren bei einem Angebot des 
Spielwagens auf der Wiese des Trave-
platzes kennengelernt und sind seit-
dem fast jeden Dienstagnachmittag 
da – von Frühjahr bis Herbst, wenn 
das Spielmobil kommt. Gemeinsam 
eroberten sie erst Bälle, Reifen und 
Roller, später dann Balancierbretter, 
Stapelsteine und Kletterstrecken. 
Nam, Marvin und Sophia besuchen 
unterschiedliche Kitas. Trotzdem ha-
ben die drei Freundschaft geschlos-
sen. Es eint sie die Begeisterung für 
das freie Spiel, für das Ausprobieren, 
für das Scheitern und das Gelingen. 
Eine Begeisterung, die sie mit jedem 
Kind im Bezirk, mit jedem Kind auf 
dieser Welt teilen. 

Der Spielwagen ist ein aner-
kannter Träger der offenen Kinder- 
und Jugendarbeit in Friedrichshain-
Kreuzberg. Die Idee dafür ging 
aus einer Elterninitiative hervor, 
die ab 1989 im dicht bebauten 
Altbaugebiet zwischen Ostkreuz 
und Landsberger Allee thematische 
Spielaktionen als eigenständige Ver-
anstaltungen an den Wochenenden 
anbot. 1991 wurde der Verein Spiel-
wagen 1035 e. V. gegründet und 
seit 1992 wird die Spielmobilarbeit 
von professionellen pädagogischen 
Mitarbeiter*innen ausgeführt. In 
der Saison (April–Oktober) fährt 

Mobile Angebote der Jugend-
hilfe wirken an den Orten, wo sich 
Kinder und Jugendliche tatsächlich 
aufhalten: in Parks und Straßen – im 
öffentlichen Raum. Sie konzentrieren 
sich auf den Nahbereich der Kinder 
und Jugendlichen: auf den Wohnbe-
reich, die Nachbarschaft, die Kieze. 
Sie arbeiten an den Orten in unserem 
Bezirk, wo es an Freiflächen für un-
sere Kinder mangelt. Sie setzen einen 
Kontrapunkt gegen enge Wohnver-
hältnisse, dichte Bebauung und hohes 
Verkehrsaufkommen.  

Solche Angebote sind ein wahrer 
Schatz. Sie gehören zu einem zen-
tralen Instrument der aufsuchenden 
Jugendarbeit. Sie werden in ihrer 
Ganzheitlichkeit jugendpolitisch un-
terstützt und ausgebaut, damit die 
Kinder in unserem Bezirk durch un-
beschwertes Spiel in den dicht besie-
deltsten Kiezen Berlins ausreichend 
Freiräume erleben und erfahren 
dürfen. Denn auch Kinder benötigen 
Räume, die es ihnen ermöglichen, 
sich in der Großstadt zu entfalten 
und zu einem für sie lebenswerten 
Alltag und einer wirkmächtigen Zu-
kunft zu finden.

Fahrgeräte auf dem Boxhagener Platz Foto: Olja Koterewa
Olja Koterewa, 
Bezirksverordnete

der Spielwagen jeden Wochentag 
einen anderen Platz im Bezirk an und 
baut neben der Standardausrüstung 
hochwertiger Spiel-, Sport- und 
Fahrgeräte wechselnde thematische 
Spielaktionen als Mittelpunkt des 
Angebots auf. Die Kinder entschei-
den individuell über die von ihnen 
bespielten Elemente und den Fort-
gang ihres Spiels. Die betreuenden 
Pädagog*innen bringen sich nur so 
viel ein, wie es nötig ist, um inhalt-
liche Brücken in den Spielketten zu 
schlagen. In Gesprächsrunden kann 
das Erlebte verarbeitet und einge-
ordnet werden.

Mobil und sozialräumlich 
orientiert

Mit diesem freien und doch cho-
reographierten Angebot macht der 
Spielwagen das Konzept des „freien 
Spiels“ für jedes Kind in unserem 
Bezirk erlebbar. Das Angebot ist ko-
stenfrei und niedrigschwellig. Keine 
Hürden des Anmeldens, der Zuge-
hörigkeit zu einem Verein oder der 
Beherrschung einer Sprache schließen 
vom Erleben des Angebots aus. An 
acht regelmäßigen Standorten im 
Bezirk ist der Spielwagen jede Woche 
anzutreffen. Außerdem unterstützt 
er bei der Gestaltung von Kiez- und 
Schulfesten oder in der Ferienbetreu-
ung der Schulhorte. 

Landeskompetenz Wohnungswesen nutzen
Das Bundesverfassungsgericht hat mit dem Be-

schluss zum Berliner Mietendeckel 2021 zwar die ab-
schließende Regelung des Mietrechts bzw. die direkte 
Regulierung der höchstzulässigen Miethöhen durch 
den Bund formuliert. Gleichzeitig hat das Bundesver-
fassungsgericht aber auch festgestellt, dass – anders 
als von einigen namhaften Juristen behauptet – die 
Länder weiterhin für das Wohnungswesen zuständig 
sind. Zudem gibt es durch das Recht der Wirtschaft, 
das nicht abschließend durch den Bund geregelt ist, 
in Bezug auf den Wohnungsmarkt weitere landesge-
setzliche Möglichkeiten. Es gilt also, die rechtlichen 
Möglichkeiten zur Regulierung des Wohnungsmarkts 
auf Landesebene insgesamt auszuloten und auszu-
schöpfen. 

Ein Wohnraumbewirtschaftungsgesetz sollte 
ein Miet- und Wohnungskataster enthalten, das 
Eigentümer*innen verpflichtet, Informationen zu 
ihrem Eigentum offen zu legen. Nicht nur für die 
Marktbeobachtung sind grundlegende und sozial-
räumliche Informationen zentral, sondern auch für 
den Wohnraumschutz und für mehr Transparenz 
auf dem Berliner Wohnungsmarkt. Daher soll es die 
Angaben nicht nur zu Lage, Baujahr, Ausstattung, 
Barrierefreiheit, bauordnungsrechtlichen Genehmi-
gungen, Mietverhältnissen und Miethöhen, sondern 
auch über die jeweiligen Verfügungs- und Nutzungs-
berechtigten sowie die wirtschaftlich Berechtigten 
enthalten. Zudem wollen wir eine Zugangsbeschrän-

kung für Wohnungsunternehmen ab einer bestimmten 
Wohnungsanzahl zum Berliner Wohnungsmarkt: 
Zugangsvoraussetzungen sollten unter anderem eine 
verpflichtende und angemessene Instandhaltungs-
rücklage sein. Außerdem sollte die Schaffung eines 
Landesamtes für Wohnungswesen geprüft werden. 
Denn es kann eine Chance sein, die Verwaltungsstruk-
tur dahingehend zu ändern, dass die Zuständigkeit für 
den Vollzug wohnraumschutzrechtlicher Regelungen 
zukünftig bei einem zentralen Amt und vor allem nicht 
mehr bei der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, 
Bauen und Wohnen liegt. Aber gleichzeitig sollen die 
bezirklichen Wohnungs- und Stadtentwicklungsämter 
gestärkt werden. Wir müssen auch endlich Wege 
finden, um die Regulierung der Vermietung von mö-
bliertem Wohnraum zu erreichen. 

Die Möglichkeiten, im Rahmen des Gesetzes einen 
verbesserten Schutz vor Eigenbedarfskündigungen 
sowie Transparenz und Kontrolle dazu einzufüh-
ren, wollen wir ebenfalls ausloten. Bei Verstößen im 
Hinblick einer sozialverträglichen Verwendung und 
Bewirtschaftung des Wohnraums soll der Wohnraum 
sogar entzogen werden können. Die genauen Rege-
lungen diskutieren wir derzeit mit der Fachwelt und 
entwickeln ein konkretes Gesetz.

Katrin Schmidberger, 
Mitglied des Abgeordnetenhauses
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Der Senat will Jugendgewalt bekämpfen – aber hat 
er auch die Bezirke im Blick?

Silvio-Meier-Preis 2023

Am 21. November 1992 wurde im 
U-Bahnhof Samariterstraße in Fried-
richshain der  27-jährige Silvio Meier 
erstochen. Die Polizei sprach damals 
von einem Streit zwischen Jugend-
gruppen. Ein politischer Hintergrund 
wurde geleugnet. In Wahrheit aber 
waren die Täter jugendliche Neona-
zis. Silvio Meier wurde so nicht nur zu 
einem Opfer rechter Gewalt, sondern 
darüber hinaus zu einem Symbol für 
den Kampf gegen Rechts, gegen die 
Ignoranz, Leugnung und fehlende 
Anerkennung der Gefahr rechter 
Gewalt durch den Staat und seine 
Repräsentant*innen. 

Unser Bezirk 
bezieht Position

Doch nicht nur sein gewaltsamer 
Tod, sondern mehr noch sein Leben 
und politisches Wirken, das mutige 
Eintreten gegen jede Form Dogma-
tismus, Entmündigung, Zwangs-
herrschaft und soziale Exklusion 
machen Silvio Meier zu einem he-
rausragenden Beispiel zivilgesell-
schaftlichen Engagements. Er war 
unter anderem in der Friedens- und 
Menschenrechtsbewegung der DDR 
aktiv, gehörte zu den Mitbegründern 
der „Kirche von unten“, organisierte 
Konzerte verbotener Bands, war aktiv 

Die rassistischen Übergriffe auf eine Schüler*innengruppe aus Kreuzberg in Brandenburg, die 
zunehmende Bedrohung von Menschen, die sich gegen rechten Populismus und Neonazismus 
wehren, die sich gegen Diskriminierung und für Diversität engagieren, die sich gegen die 
Ausgrenzung von Menschen einsetzen, die zu „anderen“ oder „fremden“ gemacht werden, zeigen, 
wie wichtig ein Preis wie der Silvio-Meier-Preis gerade heute ist.

an der Vorbereitung der legendären 
Frühlingsfeste der Berliner Punks 
beteiligt und gehörte auch nach 
der Wende zur frühen Antifa- und 
Hausbesetzer*innenszene in Fried-
richshain.

Mit der Verleihung des Silvio-
Meier-Preises bezieht der Bezirk 
Friedrichshain-Kreuzberg klare Positi-
on gegen Rechtsextremismus, Rassis-
mus, Ausgrenzung, Diskriminierung 
und will aktives, gewaltfreies Eintre-
ten für Freiheit, politische und kultu-
relle Emanzipation unabhängig von 
Herkunft, Religion, sozialer Stellung 
oder sexueller Identität ermutigen 
und entsprechendes Handeln unter-
stützen und ehren. Die öffentliche 
Ehrung und Verleihung erfolgt auch 
in diesem Jahr nicht an seinem Todes-
tag, sondern im Sommer am 13. Juli 
um 18.00 Uhr im – oder bei schönem 
Wetter vor dem Jugend[widerstands]
museum in der Rigaer Straße 9 in 
Friedrichshain. Damit wird an den 
von Silvio Meier und der Friedens-, 
Umwelt- und Menschenrechtsbe-
wegung organisierten Kirchentag 
von Unten in Ostberlin im Juni 1987 
erinnert. Dieser war für Silvio Meier 
und die Friedens-, Umwelt- und 
Menschenrechtsbewegung in der 
DDR einer der größten politischen 
Erfolge. Insbesondere Angehörige, 
Freunde, sowie die in der Jury vertre-

tenen Initiativen waren der Meinung, 
dass nicht Silvios gewaltsamer Tod, 
sondern sein Engagement, seine Kre-
ativität, sein Mut und sein Umgang 
mit politischen Missständen als Basis 
für die Preisverleihung erkennbar 
sein sollen.

Voraussetzungen für die 
Ehrung

Der Silvio-Meier-Preis ehrt Einzel-
personen, Gruppen, Initiativen oder 
Projekte, die sich im Bezirk Friedrichs-
hain-Kreuzberg aktiv gegen soziale 
Bevormundung, Entmündigung, Dis-
kriminierung, soziale und kulturelle 
Ausgrenzung einsetzen oder ein-
gesetzt haben. Außerdem werden 
herausragende Handlungen oder das 
Zeigen von Zivilcourage gegenüber 
rechtsextremistisch und rassistisch 
motivierter Gewalt oder Aktionen 
geehrt. Einzelpersonen, Gruppen, 
Initiativen oder Projekte, die eine 
oder mehrere dieser Voraussetzungen 
erfüllen, konnten bis zum 21. Mai 
vorgeschlagen werden.

Werner Heck, 
Bezirksverordneter

Am 11.1. und 22.2.2023 haben 
zwei Gipfel gegen Jugendgewalt 
stattgefunden. Nach den Ausschrei-
tungen der Silvesternacht 2022 wur-
den diese von der ehemaligen re-
gierenden Bürgermeisterin Franziska 
Giffey (SPD) initiiert und unter ihrer 
Leitung durchgeführt. Als Ergebnis 
der beiden Gipfel beschloss der Senat 
in einem „Maßnahmenpaket zur Prä-
vention von Jugendgewalt in den Jah-
ren 2023-25“ 20 Millionen Euro für 
das Jahr 2023 und 70 Millionen Euro 
für das Jahr 2024 für die Bekämpfung 
von Jugendgewalt bereitzustellen. 

Doch inwiefern solche ad-hoc-Ak-
tionen Problematiken der Jugendge-
walt in den Bezirken tatsächlich lösen 
oder durch ihren Schaufenstercha-
rakter nur der Profilierung einzelner 
Politiker*innen dienen sollen, bleibt 
offen. 

Die Bezirke als geladene 
Zuschauer

Mit den Vorhaben sollen laut Senat 
„vor allem bestehende Strukturen 
gestärkt und bewährte Maßnahmen 
und Best-Practice-Beispiele auf wei-
tere Bezirke und Bereiche ausgeweitet 
werden“. Die Bezirke sollen mehr 
finanzielle Mittel für die Jugendarbeit 
erhalten, um „wichtige Präventions-
arbeit dauerhaft abzusichern und die 
richtigen Unterstützungsangebote be-
reitzustellen“. Es soll z. B. in die Sanie-
rung von Jugendfreizeiteinrichtungen, 
in sportorientierte Jugendsozialarbeit, 
mehr Stellen für die Schulsozialarbeit 
aber auch in die Schaffung einer 
Schwerpunktstaatsanwaltschaft zur 
Bearbeitung von Delikten der Jugend-
gewalt investiert werden. Mitte März 
2023 hat der Senat das Maßnahmen-
paket zwar schon beschlossen, aber 
über die genaue Verteilung der Mittel 
noch nicht entschieden. 

Da im Land Berlin die Bezirke für 
die Jugendarbeit zuständig sind, stell-
te ich eine parlamentarische Anfrage, 
um den Umfang der Kooperation des 
Jugendgipfels mit den Bezirken und 
die Langfristigkeit der erarbeiteten 
Maßnahmen in Erfahrung zu brin-
gen.   

In den Antworten des Senats heißt 
es: „Eine Umsetzung des … Maßnah-
menpaketes ist nur durch die Einbin-
dung von und eine gute Verzahnung 
mit den Bezirken zu gewä hrleisten.“ 
Umso mehr verwundert es, dass die 

Bezirksbürgermeister*innen der 5 
betroffenen Bezirke zwar zum Gipfel 
eingeladen, ihnen aber dort nur noch 
Ergebnisse vorgetragen wurden. An 
den entscheidenden Vorbereitungs-
runden für den Senatsbeschluss 
durften die Bezirke nicht teilnehmen. 
Das deutet einmal mehr darauf hin, 
dass in einer Schaufensterveranstal-
tung die Bezirke publikumswirksam 
anwesend sein dürfen, am Ende 
aber der Senat das Geld unter sich zu 
verteilen scheint und die Bezirke leer 
ausgehen lässt. Zumindest lassen 

sich aktuell keine zusätzliche Mittel 
für die Jugendarbeit im Aufstel-
lungsrundschreiben für die Bezirke 
finden.

In den Antworten auf meine Anfra-
ge erklärte der Senat weiterhin, dass 
mit dem beschlossenen Maßnahmen-
paket keine neuen Parallelstrukturen 
zu schon bestehenden Angeboten 
und damit auch keine Konkurrenz-
situation auf dem Fachkräftemarkt 
geschaffen werden sollen. Jedoch 
wurde uns von den Jugendämtern zu-
rückgemeldet, dass die Kurzfristigkeit 

der Maßnahmen die Jugendämter 
vor immense Schwierigkeiten bei der 
Verteilung der Gelder stellt. Welche*r 
Sozialpädagog*in ist schon bereit, 
einen Vertrag für nur 4 Monate ab-
zuschließen? 

Langfristigkeit in der 
Jugendarbeit

Eine Langfristigkeit der Vorhaben 
auch nach 2025 soll, laut Senat, 
durch die Erarbeitung einer Jugend-
strategie und der Implementierung 
eines ressortübergreifenden Steu-
erungsgremiums zur Umsetzung 
dieser gegeben sein. Ob die Be-
zirke an dieser Stelle eingebunden 
werden und ausreichend Mittel zur 
Verfügung stehen, bleibt auch hier 
abzuwarten.

Als Fazit ist positiv zu bewerten, 
dass die auf dem Jugendgipfel ange-
kündigten Vorhaben vor allem bereits 
vorhandene Strukturen in den Bezir-
ken stärken sollen. Aber nun müssen 
darauf basierend Taten folgen, die der 
Logik der Nachhaltigkeit entsprechen. 
Bis jetzt muten die formulierten Maß-
nahmen wie ein Wünsch-dir-was-Ka-
talog an, ohne dass konkrete Projekte 
vorangebracht wurden. Inwiefern die 
neue Regierung ins Handeln kommt 
und einer zeitnahen und sinnhaften 
Umsetzung der beschlossenen Maß-
nahmen in den Bezirken die entspre-
chende Priorität einräumt, wird sich 
in den nächsten Wochen zeigen. Die 
Zukunft unserer Jugendlichen sollte 
uns dies, vor allem in krisenbehaf-
teten Zeiten, wert sein – auch ohne 
Krawalle.

Strafrecht modernisieren
Für eine Kriminalpolitik des 21. Jahrhunderts

Für ein modernes Strafrecht setze 
ich mich als Obfrau im Rechtsaus-
schuss des Deutschen Bundestags 
ein. Denn das Strafrecht als schärfstes 
Schwert des Staates darf immer nur 
Ultima Ratio sein. Als Ampel-Koali-
tion haben wir uns vorgenommen, 
evidenzbasierte Kriminalpolitik zu 
betreiben, also die Gesetzgebung im 
Austausch mit Wissenschaft und Pra-
xis auf den Prüfstand zu stellen und 
systematisch auf Handhabbarkeit, 
Berechtigung und Wertungswider-
sprüche zu überprüfen.

Schon zu Beginn der Legislatur-
periode haben wir angefangen, das 
umzusetzen: Den § 219a StGB, also 
die Bestrafung der Information über 
Schwangerschaftsabbrüche, haben 
wir im Jahr 2022 abgeschafft. 

Aktuell arbeiten wir an der Neure-
gelung der Ersatzfreiheitsstrafe. Eine 
Ersatzfreiheitsstrafe wird verhängt, 
wenn eine zu einer Geldstrafe ver-
urteilte Person diese Geldstrafe nicht 
bezahlt. Die Person muss dann die Ta-
gessätze der Geldstrafe im Gefängnis 
„absitzen“. Weil dies aber hauptsäch-
lich Menschen trifft, die von Armut 
betroffen sind, ist es ein ungerechtes 
System. Arme Menschen werden 
im Ergebnis für dieselben Delikte 
stärker bestraft als Personen, die die 
Geldstrafe aufbringen können. Auch 
finanziell macht es keinen Sinn, weil 
pro Person pro Tag in Haft im Schnitt 
180 Euro aus den Landeshaushalten 
bezahlt werden muss. 

Aus dem Bundesjustizministerium 
kommt daher der Vorschlag, die Ta-
gessätze bei der Ersatzfreiheitsstrafe 
zu „halbieren“, sodass die Betrof-

fenen dann nur halb so viele Tage in 
Haft einsitzen müssen. Das ist zumin-
dest ein Anfang. 

Das Problem bei der Wurzel 
packen

Klar ist aber: Damit wird das Pro-
blem noch nicht an der Wurzel ge-
packt. Was wir brauchen, ist eine 
umfassende Entkriminalisierung all 
der Straftatbestände, die im wissen-
schaftlich erforschten Zusammen-
hang mit Armut stehen. Denn es ist 
nicht gerecht, wenn Menschen für 
ihre Armut bestraft werden.

Dazu gehört zum Beispiel das Fah-
ren ohne Fahrschein. Dass das eine 
Straftat ist, wissen die wenigsten. Aber 
tatsächlich wird dies als „Erschleichen 
von Leistungen“ strafrechtlich ver-
folgt. Dieser Tatbestand ist nicht nur 
historisch überholt, weil er aus dem 
Nationalsozialismus stammt. Er ist 
auch ungerecht, weil zum Beispiel das 
Parken ohne Parkschein nur eine Ord-
nungswidrigkeit ist. Diese Ungleich-
behandlung muss ein Ende haben. 
Auch das Retten von genießbaren 
Lebensmitteln aus Müll-Containern 
sowie der selbstbestimmte Schwan-
gerschaftsabbruch müssen raus aus 
dem Strafgesetzbuch.

Denn wenn eine Gesellschaft sich 
ändert, muss sich auch das Strafrecht 
ändern. Und daran arbeiten wir.

  

Marianne Burkert-Eulitz, 
Mitglied des Abgeordnetenhauses

Canan Bayram, 
Mitglied des Bundestages

Prävention durch Jugendarbeit – statt Schaufenster-Aktionen Foto: Olja Koterewa
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Flucht und Menschlichkeit: Engagiert gegen eine restriktive Asylpolitik

Am 13. Juni 2023 ab 19 Uhr lädt die Bezirksgruppe Friedrichshain-Kreuzberg von Bündnis 90/Die Grünen ein zur 
Veranstaltung „Flucht und Menschlichkeit: Engagiert gegen eine restriktive Asylpolitik" ins Aquarium am Südblock 
in Berlin.

Diskutiert mit uns über Flucht, zivile Seenotrettung und Asyl. Gemeinsam möchten wir die aktuellen Entwicklungen 
besprechen und einen Beschluss verabschieden, der eine drohende Verschärfung des Asylrechts durch die Bundes-
regierung und die Europäische Union verurteilt und ablehnt.

Als Gäste konnten wir renommierte Rednerinnen und Redner gewinnen:

Erik Marquardt, Mitglied des Europäischen Parlaments; • 

Pfarrerin Margarete Tende, Mitglied im Vorstand von Asyl in der Kirche Berlin-Brandenburg e.V.;• 

Gorden Isler, Vorstand von Sea-Eye e.V.;• 

Svenja Borgschulte, Sprecherin der Bundesarbeitsgemeinschaft Flucht & Migration.• 

Der Eintritt ist kostenlos, aber eine Anmeldung unter https://gruenlink.de/2o3l ist erforderlich. Sichert euch einen 
Platz für eine Veranstaltung, bei der wir gemeinsam ein Zeichen für eine menschliche Asylpolitik setzen wollen.

Titel: Flucht und Menschlichkeit: Engagiert gegen eine restriktive Asylpolitik
Datum: 13. Juni 2023
Uhrzeit: Ab 19 Uhr
Ort: Aquarium am Südblock, Admiralstraße 2, 10999 Berlin

Und sonst noch so? | Die Kolumne

Das Narrativ geht um

Schon seit geraumer Weile macht 
es sich in unseren Köpfen breit: das 
Narrativ. Es bläht sich über die 
Fakten hinweg, denen wir ohnehin 
kaum noch Glauben schenken. 
Oder anders gesagt: Die Erzählung 
hat über die Tatsachen gesiegt. 
Nicht das, was ist – oder war –  
zählt, sondern die Darstellung, das 
Bild, das wir davon vermitteln. Das 
Ereignis tritt hinter seine Übermitt-
lung zurück, es spielt im Grunde 
keine Rolle mehr. Um nicht missver-
standen zu werden: Natürlich brau-
chen wir die Ereignisse, wir erzählen 
sie schon im Vorfeld als 'Event', wir 
pushen sie hoch. Wir brauchen sie 
als Futter für unsere Erzählung, für 
unser Narrativ. Damit gewinnen 
wir Einfluss. Influence. Nichts an-
deres macht jede* Influencer*in. 
Es geht nicht um die, die teilhaben. 
Sondern um die, die der Geschichte 
folgen. Die Follower. 

Denn wir alle haben unsere ei-
gene Geschichte, unser eigenes 
Narrativ. Speziell im politischen Ge-
schäft. Die Darstellung politischer 
Inhalte steht im Fokus, nicht die 
Umsetzung. Verrückt, oder?

Ein Beispiel, wo uns die Narrative 
den Blick auf die Tatschen verstellen, 
war die Wahl von Kai Wegner zum 
Regierenden Bürgermeister von 
Berlin. Was war da los? Tatsache 
ist, dass ihm im ersten Wahlgang 
satte 15 Stimmen aus den eigenen 
Koalitionsfraktionen fehlten. Auch 
im zweiten Wahlgang hat es – und 
es braucht nicht viel Phantasie, um 
sich auszumalen, was da hinter den 
Kulissen bei der CDU und der SPD 
los war – nicht gereicht für Herrn 
Wegner. Was dann? Betretene Ge-
sichter bei CDU und SPD, es schlug 
die Stunde der AfD. Die AfD erklär-
te, Herrn Wegner unterstützen zu 
wollen, zumindest in Teilen. Und Henry Arnold

zwar erklärte sie dies nicht nach 
der Wahl, wie fälschlich immer 
wieder erzählt wird, sondern schon 
während des dritten Wahlgangs, 
lange bevor das Ergebnis verkündet 
wurde. Also ohne doppelten Bo-
den: Wäre diese Unterstützung ein 
bloße Behauptung gewesen und 
Herr Wegner auch im dritten Wahl-
gang durchgefallen, hätte sich die 
AfD unweigerlich der Lächerlichkeit 
preisgegeben. 

Die Wahl war geheim – ein ge-
fundenes Fressen für jedes Narrativ. 
Keiner weiß, wer denn nun Herrn 
Wegner ins Amt gewählt hat. War 
er angewiesen auf Stimmen von 
Rechtsaußen? Wir wissen es nicht 
und werden es auch wohl nie er-
fahren. Und so wurden wir flugs 
gewarnt vor dem Narrativ der AfD. 
Das da lautet: Wir haben Herrn 
Wegner ins Amt verholfen. Erklä-
termaßen, um uns zu verhindern. 
Das ging nicht gegen die Linken 
oder die SPD (die sie ja quasi mit-
gewählt haben) – nein, das ging vor 
allem  gegen uns, gegen Bündnis 
90/Die Grünen, gegen konse-
quente Klimapolitik.

Aber es ist völlig egal, ob Weg-
ner nun angewiesen war auf diese 
Stimmen oder nicht. Allein der 
Verdacht, dass diese Wahl und 
damit der Rückschritt, der Rollback 
in längst überwunden geglaubte 
Zeiten, dem Nährboden der AfD 
zu verdanken ist, hätte ausreichen 
müssen, eine solche Wahl nicht 
anzunehmen. Das lässt sich nicht 
weg-erzählen, da hilft kein Narra-
tiv. Das stinkt.

Und sorry Kai, sorry Franziska: 
Der Welt und dem Klima sind Eure 
Narrative – und Eure Karrieren – 
übrigens auch scheißegal. 

Im Stich gelassen
Was passierte beim überstürzten Abzug der Bundeswehr aus Afghanistan? Eine der vielen Fragen, 
die ich als Mitglied im Parlamentarischen Untersuchungsausschuss Afghanistan aufzuklären 
versuche.

20 Jahre lang wurde in Afghanistan 
Krieg geführt. 2001 wurden US- und 
NATO-Truppen auch der Bundeswehr 
für den von George W. Bush erklärten 
„War on Terror“ nach Afghanistan 
geschickt, um die Verantwortlichen 
für die Anschläge in New York und 
Washington, Bin Laden und Al Kaida, 
zu jagen. Doch auch nachdem diese 
getötet bzw. geflohen waren und 
absehbar war, dass der Krieg nicht 
gewonnen werden konnte, wurden 
die Einsätze Jahr für Jahr verlängert. 
Bis im 2020 abgeschlossenen US-
Taliban-Abkommen der Abzug der 
internationalen Truppen vereinbart 
und 2021 durchgeführt wurde.

Die Ortskräfte wurden im Stich 
gelassen

Als Abgeordnete im Deutschen 
Bundestag stimmte ich gegen die 
Mandate für die Fortsetzung des 
Bundeswehreinsatzes in Afghanistan, 
unter anderem weil dieser Krieg völ-
kerrechtswidrig war und man nicht 
mit den Mitteln eines Krieges eine Ge-
sellschaft verändern kann. Seit Jahren 
war auch der Bundesregierung das 
Scheitern des Krieges klar, nur wollte 
man sich dies lange nicht eingestehen 
und machte immer weiter. Ganz in der 
Tradition meines Vorgängers Hans-
Christian Ströbele, der in seiner Zeit 

als Abgeordneter das Land zweimal 
besuchte, reiste auch ich in der letz-
ten Legislaturperiode mehrmals nach 
Afghanistan, um mir ein eigenes Bild 
der Lage vor Ort zu machen.

Der Krieg in Afghanistan war von 
Anfang bis zu seinem Ende falsch. 
Trotzdem stimmte ich nach der Über-
nahme Kabuls durch die Taliban im 
August 2021 der militärischen Evaku-
ierungsmission der Bundeswehr zu, als 
diese Tausende von Zivilisten ausflog. 
Dabei handelte es sich allerdings we-
niger um sogenannte Ortskräfte und 
ihre Familienangehörigen, die zum 
Beispiel als Dolmetscher*innen für die 
Bundeswehr und Organisationen der 
deutschen Entwicklungszusammen-
arbeit gearbeitet haben. Schon im 
April 2019 (!) hatten wir von Bündnis 
90/Die Grünen die Bundesregierung 
aufgefordert, die Evakuierung der 
Ortskräfte vorzubereiten, um diese zu 
retten. Doch selbst noch im Juni 2021 
stimmten die damaligen Regierungs-
fraktionen dagegen.

Dieses Versäumnis führte dazu, 
dass Tausende dieser Ortskräfte im 
Land zurückgelassen wurden. Viele 
fürchten sich vor der Rache der Tali-
ban und haben nur vage Versprechen 
in der Hand, dass sich die Bundesre-
gierung um sie kümmern wird.

Im Deutschen Bundestag werden 
nun diese Ereignisse aus verschie-
denen Perspektiven aufgearbeitet. 

Zum einem im zwölfköpfigen „1. Un-
tersuchungsausschuss Afghanistan“, 
dessen Ordentliches Mitglied ich 
seit Ende März bin. Es geht um den 
Zeitraum von Ende Februar 2020 
(dem Abschluss des US-Taliban-Ab-
kommens in Doha) bis zum Ende der 
Evakuierungsmission der Bundeswehr 
im September 2021. Zum ande-
ren mit der Enquete-Kommission zu 
Afghanistan, die den ganzen rund 
20-jährigen Einsatz der Bundeswehr 
aufzuarbeiten versucht.

Untersuchungsausschuss und 
Enquete-Kommission

Mir ist besonders wichtig, den Blick 
darauf zu richten, wie von Seiten der 
Bundesregierung mit den Menschen 
in Afghanistan umgegangen wird. 
Deutschland hat für diese Menschen 
Verantwortung übernommen und 
muss dieser nun auch gerecht wer-
den.

Zum Abschluss des Ausschusses – 
der noch nicht abzusehen ist – wollen 
wir anhand der Untersuchungser-
gebnisse empfehlen, was aus den 
gewonnenen Erkenntnissen zu lernen 
ist. Der Ausschuss tagt in der Regel 
öffentlich.

Canan Bayram, 
Mitglied des Bundestages

 

Foto: Erik Marquardt

Foto: Erik Marquardt

Seit 2019 ist Erik Marquardt Mitglied des Europaparlaments mit den Schwerpunktthemen Flucht, Migration und Menschenrechte. 
Zuvor hat er als Fotograf zahlreiche Reisen unternommen und die verzweifelte Lage der Geflüchteten dokumentiert. Die 
Situation hat sich seither kaum geändert. Nach wie vor sind Repression und Schikane an der Tagesordnung. Und nicht nur 
Rechtspopulist*innen fordern Abschottung, Mauern und Zäune.
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Karstadt am Hermannplatz
Wie der Denkmalschutz die Pläne des umstrittenen Investors René Benko für eine Luxusimmobilie am Hermannplatz ins Wanken bringen könnte.

Schon länger hat man nichts Neues 
gehört von René Benkos umstrit-
tenen Plänen, am Hermannplatz 
eine Luxusimmobilie zu errichten. 
Zwar ist sein Unternehmen weltweit 
in die Schlagzeilen geraten, aber 
dies vor allem wegen zwei Dingen: 
Benko wurde in seiner „Heimat“ 
Österreich wegen Korruption an-
geklagt. Es soll einen hochrangigen 
Finanzbeamten bestochen haben. 
Zudem stellten Wirtschaftsfachleute 
das unternehmerische Konzept Ben-
kos grundsätzlich in Frage und auch 
Finanzierungspartner*innen scheinen 
sich Medienberichten zu Folge abzu-
wenden. Neu ist auch nicht die Kritik, 
dass bei Signa die Wertsteigerung 
des Konzerns durch Immobilienspe-
kulation im Vordergrund steht und es 
nicht um volkswirtschaftlich sinnvolle 
Wertschöpfung geht, die Arbeitsplät-
ze sichert.

Doch bei der Berliner SPD und 
deren Bausenator scheint diese Kri-
tik nicht geteilt zu werden. Unbeirrt 
wird das Bebauungsplanverfahren 
für den Prachtbau am Hermannplatz 
weiter betrieben, obwohl der Letter 
of Intent, bei dem der Erhalt von 
Karstadtfilialen durch die Schaffung 
von Baurecht für Büroimmobilien er-
kauft werden sollte, schon längst von 
der Signa gebrochen wurde. 

Senat treibt Verfahren 
weiter voran

Nun hat der Senat den forma-
len Verfahrensschritt "Frühzeitige 
Bürgerbeteiligung und frühzeitige 
Beteiligung Träger öffentlicher Belan-
ge“ gestartet. Doch die Ergebnisse 
der bislang schon durchgeführten 
Veranstaltungen und Workshops 
werden nur halbherzig dokumentiert 
und weitgehend ignoriert. Die über-
wiegende Ablehnung des Projektes 
seitens der Zivilgesellschaft und der 
Bezirke wird heruntergespielt. Eine 
Schlussfolgerung, wird nicht gezogen: 
So geht Scheinbeteiligung. 

Und so ist auch bei der jetzt an-
laufenden “frühzeitigen Bürgerbetei-
ligung” nicht zu erwarten, dass sie 
den CDU/SPD-Senat von seinem Kurs 
abbringen wird, Herrn Benko am Her-

mannplatz ein Geschenk zu machen, 
für das die Menschen in Kreuzberg und 
Neukölln zahlen werden. Wenn alles 
gut geht für den Investor, könnte der 
Senat ihm im Jahr 2024 das ersehnte 
Baurecht geben. Die Immobilie hätte 
ihren Wert enorm gesteigert: Das inter-
national in der Kritik stehende Benko-
Prinzip, Kaufhäuser zu kapern, um de-
ren Immobilien zu vergolden und damit 
die Unternehmensbilanz nach oben 
zu treiben, hätte mit Hilfe des Berliner 
Senats ein staatlich protegiertes Come-
back. Kreuzberg und Neukölln stünde 
ein nicht erwünschtes Luxusbauprojekt 
ins Haus, das die Mieten in den Kiezen 
steigen lassen und den Hermannplatz 
zu einem Vorplatz von Benkos Glitzer-
welt degradieren würde. 

Stolperstein Denkmalschutz

Doch nur ist etwas geschehen, 
mit dem niemand gerechnet hat: Der 
Denkmalschutz könnte das Projekt ins 
Wanken bringen. Bereits bei den Ge-
sprächen zwischen Signa, Landesdenk-
malamt und der bezirklichen “unteren 
Denkmalbehörde” im letzten Jahr wur-
de klar, dass es nicht ganz so einfach 

wird mit dem Denkmalschutz, wie es 
schien. Zunächst wurde eine umfang-
reiche Bestandsaufnahme eingefordert, 
die klärt, welche Bauteile genau unter 
Denkmalschutz fallen. Schnell wur-
de klar, dass die denkmalrelevanten 
Bauteile von erheblicher baustatischer 
Bedeutung sind und ein Aufstocken 
des Gebäudekomplexes bei deren 
Erhalt kaum möglich ist. Um denkmal-
fachliche Fragen zu vertiefen hatte das 
Bezirksamt im Januar 2023 ein Fachge-
spräch mit Denkmalschutzexpert*innen 
durchgeführt. 

Das Ergebnis: Die Definition des 
Denkmalwerts ist bisher sehr knapp 
gehalten, gibt aber ausreichend An-
haltspunkte für massives Zweifeln 
an der Genehmigungsfähigkeit des 
Rückbaus des Karstadtgebäudes und 
dessen Transformation zu einer re-
konstruktivistischen Hochglanzimmo-
bilie. Dem Bezirksamt wurde empfoh-
len, den Denkmalwert des Gebäudes 
durch ein Gutachten zu ermitteln. Die 
Vorbereitungen für dieses Gutachten 
laufen gerade. 

Im März befasste sich schließlich 
der vom Senat eingesetzte Landes-
denkmalrat mit der Umbauplanung. 

Die Signa-Vertreter waren sichtlich 
nervös und konnten einige Fragen 
der Denkalexpert*innen nicht zufrie-
denstellend beantworten. Ende April 
wurde dann die Stellungnahme des 
Landesdenkmalrats veröffentlicht: Er 
empfiehlt dem Landesdenkmalamt, 
dass dieser „die aus den 1990er Jah-
ren stammende Denkmalbegründung 
durch Identifizierung der konstituie-
renden Bestandteile des Denkmals 
vertieft, teilweise berichtigt und ak-
tualisiert“. 

Der Landesdenkmalrat 
interveniert

Bei der Bewertung sollte der jün-
gere, nicht denkmalgeschützte Teil 
mit betrachtet werden, „da das Ge-
bäude trotz seiner fragmentarischen 
Zeitgeschichten in der aktuellen 
Fassung als städtebauliche Einheit 
wirkt.” Abschließend plädiert der Rat 
dafür „die wertvollen Bestandteile 
des Denkmals in ihrer Substanz und 
Wirkmöglichkeit angemessen zu be-
rücksichtigen.” Damit fordert der Rat 
im Grunde den gesamten Karstadt-

Komplex zu erhalten und unter Denk-
malschutz zu stellen. 

Im Rahmen des beim Senat lau-
fenden Bebauungsplanverfahrens 
wird nach der frühzeitigen Bürger-
beteiligung der nächste Verfahrens-
schritt die richtige Beteiligung Träger 
öffentlicher Belange (TöB) sein. In 
diesem Rahmen haben sich die Denk-
malbehörden zu äußern. 

Sprengpotential für 
Investorenpläne

Während es die Aufgabe des 
Landesdenkmalamtes ist, die Denk-
malbegründung entsprechend der 
Empfehlung des Landesdenkmalrats 
zu überarbeiten, hat der Bezirk die 
Möglichkeit, die Ergebnisse seines 
bis dahin vorliegenden Gutachtens 
vorzutragen. Das Sprengpotential für 
Benkos Pläne und das Bebauungsplan-
verfahren ist erheblich. Denn sollten 
die Stellungnahmen grundlegend 
kritisch sein und die denkmalfachliche 
Rechtswidrigkeit der Planungen dar-
legen, müsste das B-Planverfahren 
eigentlich beendet oder die Planung 
komplett neu konzipiert werden. Zwar 
könnte sich die Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung, Bauen und Woh-
nen im Rahmen der Abwägung über 
die kritischen Denkmalbehörden hin-
wegsetzen. Allerdings würde dies das 
Risiko mit sich bringen, dass der Be-
bauungsplan nach Festsetzung durch 
ein Gericht wegen Abwägungsfehlern 
aufgehoben wird. Dies hätte evtl. zur 
Folge, dass die Signa gegen das Land 
Berlin Entschädigungszahlungen gel-
tend machen könnte. Darüber hinaus 
könnte das Bezirksamt bei erheblichen 
Mängeln im Abwägungsvorgang eine 
Baugenehmigung versagen.

Dieses Szenario ist zunächst spe-
kulativ. Es zeigt jedoch, dass mit dem 
Denkmalschutz die einfache Rechnung 
des Senats, nachdem Senator Scheel 
(Die Linke) das Verfahren an sich ge-
zogen hatte, nun ungestört durch den 
aufmüpfigen Bezirk Baurecht erteilen 
zu können, nicht aufgehen könnte. 

Florian Schmidt, 
Bezirksstadtrat für Bauen, Planen, 
Kooperative Stadtentwicklung

Nach der Wahl: 
Unser neuer BVV- Fraktions-Vorstand Unsere Verordneten in den Ausschüssen

Die bündnisgrüne Fraktion im Be-
zirksparlament (BVV) Friedrichshain-
Kreuzberg hat in ihrer Fraktionssit-
zung am 17. April 2023 einen neuen 
Fraktionsvorstand gewählt. Neben 
den beiden wiedergewählten Frak-
tionsvorsitzenden Sarah Jermutus 
und Pascal Striebel gehören Olja 
Koterewa, Silvia Rothmund und Vito 
Dabisch als Beisitzende weiterhin 
dem Fraktionsvorstand an. Zusätzlich 
ergänzt Karl-Heinz Garcia Bergt als 
Beisitzer den nun sechsköpfigen Frak-
tionsvorstand.

„Mit 21 Verordneten stellen wir 
auch nach der Wiederholungswahl 
die stärkste Fraktion im Xhainer Be-
zirksparlament. Mit dieser Unterstüt-
zung der Xhainer*innen möchten 
wir als Fraktion weiter für eine sozial 
gerechte Mobilitätswende, mutigen 
Klimaschutz, gemeinwohlorientierte 
Wohnungspolitik und eine offene 
Gesellschaft kämpfen“, bekräftigen 
Sarah Jermutus und Pascal Striebel die 
Ziele der Fraktion.

Neue Ausschussbesetzung

Mit der ersten Sitzung der BVV 
nach der Wiederholungswahl am 29. 
März hat ebenfalls die Arbeit in den 
Ausschüssen wieder begonnen. In 
den regelmäßigen Sitzungen finden 

die fachpolitischen Debatten statt. 
Dort setzen sich die Verordneten der 
bündnisgrünen Fraktion für wichtige 
Themen im Bezirk ein. Neben den 
Ausschüssen sitzen Fraktionsmit-

Partizipation, Migration, Integration:•  Claudia Schulte (Stv. Vorsitzende), 
Hülya Kilic, Taina Gärtner, Murat Cinar
Antidiskriminierung und Diversity:•  Silvia Rothmund (Vorsitzende), 
Sarah Jermutus (Stv. Vorsitzende), Hülya Kilic, Jutta Schmidt-Stanojevic
Jugendhilfeausschuss:•  Vito Dabisch (Vorsitzender), Hülya Kilic, Olja 
Koterewa, Taina Gärtner,
Petitionen, Beteiligung und Geschäftsordnung: • Taina Gärtner, Magnus 
Heise, Pascal Striebel (Stv. Vorsitzender), Claudia Schulte
Umwelt- und Naturschutz, Grünflächen und Klimaschutz:•  Alexandra 
Neubert (Vorsitzende), Pascal Striebel, Britta Kallmann, Tobias Wolf
Verkehr und Ordnung: • Alexandra Neubert, Pascal Striebel, Yannick Brug-
ger, Olja Koterewa
Stadtentwicklung und Wohnen: • Maria Haberer (Stv. Vorsitzende), Yan-
nick Brugger, Werner Heck,  Julie Richier, Silvia Rothmund
Personal, Haushalt, Investitionen, Rechnungsprüfung und Wirtschafts-• 
förderung: Karl-Heinz Garcia-Bergt (Stv. Vorsitzender), Murat Cinar, 
Murat Yücel, Sarah Jermutus, Tobias Wolf
Verwaltung, Bürgerdienste, Digitalisierung und Facility Management: • 
Murat Cinar (Vorsitzender), Maria Haberer, Britta Kallmann, Dominik 
Pross
Kultur und Bildung:•  Karl-Heinz Garcia-Bergt, Werner Heck, Hülya Kilic, 
Silvia Rothmund
Schule:•  Olja Koterewa (Vorsitzende), Vito Dabisch, Jutta Schmidt-Stano-
jevic
Sport:•  Jutta Schmidt-Stanojevic (Stv. Vorsitzende), Dominik Pross, Karl-
Heinz Garcia-Bergt, Murat Yücel
Soziales, Arbeit und Gesundheit: • Magnus Heise (Vorsitzender), Claudia 
Schulte, Dominik Pross, Taina Gärtner

Alle Verordneten sind für Fragen oder Anregungen per Mail (vorname.nachname
@gruene-xhain.de) zu erreichen. Presseanfragen werden über die Pressestelle 
(presse@gruene-xhain.de) entgegengenommen.

 

glieder auch in fachlichen Beratungs-
gremien, wie dem Jobcenterbeirat, 
dem Klimabeirat, der Kommission 
Kunst im öffentlichen Raum, der 
Spielplatzkommission u. v. m. 

Karstadt am Hermannplatz heute, links an der Hasenheide die noch erhaltenen Reste der 
Originalfassade von 1929 Foto: Henry Arnold

Der neue Fraktionsvorstand Foto: Berthe Jentzsch




